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Der Kampf um das 6tadtparlument.
Schlag auf Schlag hat bie ſozialiſtiſche Revolutions im Mutterleib erfahren kann und denen es ſpäter in

regierung bedeutende Forderungen des praktiſchen
Teiles des ſozialdemokratiſchen Parteiprogramms ver
wirklicht. Jn politiſcher Beziehung hat ſie insbeſondere
das Selbſtbeſtimmungsrecht des Volkes
bei uns aufgerichtet. Auch die Stadtverordne-
tenver ſammlung in Halle wird kommen-
den Sonntag im allgemeinen, gleichen, geheimen
ind direkten Wahlverfahren nach dem Verhältniswahl-
ſyſtem für alle über 20 Jahre alten Männer und
Frauen der Gemeinde neugewählt.

Wenn jetzt das Volk es will, dann werden mit einem
Schlage die alten Gemeindegrößen verſchwinden, die
nicht auf Grund ihres tieferen ſozialen Empfindens,
nein vielfach nur auf Grund der Vorrechte der Geburt
und des Veſitzes in ihre Aemter hineingekommen. Auf-
hören wird die Beherrſchung des Stadtparlaments durch
Vertreter derjenigen Parteien, die niemals auch nur
nit einem Worte für die Gleichberechtigung

der Gemeindeangehörigen eingetreten.
Der Krieg mit ſeinen Trümmern und Gräbern hat

die allerſchärfſte Notwendigkeit erſchaffen zur Betcei-
bung einer Gemeindepolitik nach ſoziali-
ſtifchen Grundſätzen. Dieſe Grundſätze ver
langen, daß nicht mehr das Jntereſſe und die Schonung
des Beſitzes vorangeſtellt, ſondern der Nutzen
und das Wohlergehen der Allgemeinheit,
zwecks S e Tau e b sund des gemeindlichen Zuſfammenlebens
ſein ſoll.

Den Gemeindeſozialismus kann die ein-
fachſte Frau und der einfachſte Mann aus dem Volke
begreifen. Seine Wirkungen werden ſich ſo ſchnell
zeigen, daß die Bevölkerung, und beſonders die Frauen-
welt, ſich raſch dafür gewinnen läßt. Denn all ſeine
Beſtrebungen gehen gerade die Frauen, die Mütter,
die das werdende Leben hegen und pflegen, ſo unmittel-
bar an, daß keine einzige ſich ihnen entziehen kann!

Ein paar Beiſpiele mögen das beweiſen.
Es beſteht keine Meinungsverſchiedenheit, welch

zroße Wichtigkeit die Bevölkerungspolitik durch den
Krieg verlangt hat. Aber wir Sozialdemokraten lehnen
es ab, hier Scheinhilfe zu leiſten, indem wir einfach den
Fanatismus der Geburten förderung un-
terſtützen. Die Einmiſchung in dieſe intimſten und fein-
ſten Beziehungen der Menſchen zueinander kann nicht
Aufgabe des Staates ſein. Es iſt jedoch Aufgabe des
Staates und der Gemeinden, dafür zu ſorgen, daß
jedes Kind unter möglichſt günſtigen Verhältniſſen ge
o ren werden und heranwachſen kann und die
gewiſſenloſen Schädigungen unterbleiben, die es bereits

ſo hohem Maß ausgeſetzt iſt. Wir ſtellen das Prinzip
der Menſchenerhaltung in den Vordergrund. Da muß
beſonders in den Gemeinden mit dem alten Grundſatz
endgültig gebrochen werden: Erſt müſſe der Menſch
körperlich, geiſtig und ſittlich völlig heruntergekommen
ſein, bevor die Gemeinde mit ihrer Hilfe einſetzen dürfe
9Jegliche Verbeſſerung der Lebenshaltung, die Be
kämpfung der Wohnungsnot und des Wohnungselends,
die Ausbildung der Säuglings- und Kinderfürſorge,
jegliche Hebung des Schul und Bildungsweſens, Schutz
und Sicherung der Väter und Mütter des Volkes, das
alles heißt' zielbewußte, durchgreifende Bevölkerungs-
politik treiben. Der Menſch, ſeine Erhaltung und Er
hebung auf eine höhere Stufe der Exiſtenz
und der Sittlichkeit, das muß das Ziel alles Wirkens
v allen Gebieten des Volks und Geſellſchaftslebens
ein.

Der Gemeinde aber eröffnet ſich nach ihrer De-
mokratiſierung ein weites Feld für dieſen ſozialiſtiſchen
Grundgedanken. Wir haben die furchtbaren Zahlen ge
leſen vom großen Hungerſterben in dieſem
Kriege durch die Lebensmittelblockade der Engländer
draußen und der Engländer im eigenen
Lande. Allüberall ſieht es in den Städten und bei
den Armen im Lande, auch mit dem Kinderſterben
ungeheuerlich aus. Nun, was hindert die Gemeinden,

ſich jetzt eine ſozialiſtiſche Gemeindeverwaltung zu wäh
len, die grundſätzlich die Lebensmittel-
verforgung erweitern und verbeſſern
wirb!Das Gedeihen der Allgemeinheit ſteht hoch über allen
Jntereſſen. Nach dieſem Grundſatz aber kann die Kom-
mune den Aufkauf von Kartoffeln, Gemüſe,
Getreide, Obſt direkt vom Produzenten und die
Abgabe zum Selbſtkoſtenpreis in ganz anderem Um
fange als bisher betreiben. Die Kommune kann die
landwirtſchaftliche Eigenproduktion auf
eigenen Gütern ausgeſtalten und dadurch zur Verbilli-
gung der Lebensmittel beitragen. Sie kann die kommu-
nale Schweinemaſt betreiben, kann Bäckereien
und Fleiſchereien übernehmen, die Milchzu-
fuhr gemeinnützig regeln. Die größtmögliche Ver-
mehrung der Nahrungsmengen und die größtmögliche
Verbilligung bei ihrer Erzeugung und ihrem Vertrieb,
das ſei der oberſte Geſichtspunkt bei der einzuſchlagen-
den Lebensmittelpolitik der Kommunen.

Welch ein Segen wäre die Ausbildung der Kranken-,
Säuglings- und Kinderfürſorge.

Die Bedingungen der UAnterkunft in Kran-
kenhäuſern müſſen erleichtert, die Krankenhausfür-

ſorge für Gebärende muß viel weiteren Kreifen eröffnet
werden. Wo iſt denn in den Wohnungen der Armen
Raum, ſachgemäße Pflege und peinliche Sauberkeit, wie
ſie für Wöchnerin und Kind notwendig ſind? Die Ge-
meinden müſſen zur Einführung der unentgelt-
lichen Hebammenhilfe, zur unentgeltlichen
Pflege durch Gemeinde-Wochenpflegerin-
nen im Hauſe ſchreiten. Das Heilſtätten weſen
für Geneſende, beſonders die Lungenheilſtätten,
kann auf Koſten der Gemeinden gepflegt, durch eigene
Apotheken können die Arzneimittel verbilligt wer-
den.

Die Gemeindefürſorge hat ſich den Sänglingen
der Minderbemittelten zuzuwenden. Die Hälfte aller
Säuglinge, noch eine weit größere Zahl aller Klein-
kinder iſt in ihren Daſeinsbedingungen gefährdet und
daher fürſorgebedürftig. Dieſe Fürſorge durch Krippen
und Säuglingsheime, unter ärztlicher Kontrolle, durch
den Kindergarten im Schulweſen der Zukunft kann nur
die Geſetzgebung und die Allgemeinheit leiſten. Und
nichts davon ſoll als Armenunterſtützung geleiſtet wer
den. Soweit die Gemeinden nicht imſtande ſind, die
entſtehenden Laſten zu tragen, müſſen die weiteren
Kräfte des Reiches und Landes eingreifen. Das alte
Deutſchland hat Milliarden zur Vernichtung von Leben
aufgewendet, das neue Deutſchland ſoll ſeine wieder
blühend werdenden und noch reichen Kräfte zur Hebung
jeglichen Menſchenlebens verwenden. Eine Stener-
politik ſoll dazu dienen, die die Steuer nach
oben ſtark ſteigert, während ſie bisher nur nach
unten ſtark progreſſiert war, um nur ja die armſeligſten
Einkommen noch zur Steuer heranzuziehen.

Alle Volksgenoſſen, die im lebendigen Menſchen das
wertvollſte Gut und das heiligſte Ziel des Lebens ſehen,
ſie müſſen alle helfen an unſerer Aufgabe! Sie haben
im freien Wahlrecht das Mittel, ſich emporzureißen
durch die Wahl von Kommunalſozialiſten,
der die demokratiſche Wahl der Bürgermeiſter, der
Ortsvorſteher und Magiſtrate folgt.

Wähler und Wählerinnen, die Stunde iſt da, die
Bahn iſt frei zum Aufbau; die wichtigſte auf
bauende Tätigkeit wird in der Gemeinde geleiſtet,
und daß ſie im Sinne der Volksmehrheit geleiſtet wird,
dazu gehört, daß keine Vertreter des Geldſackes, keine
Intereſſenvertreter des Grundbeſitzes gewählt werden,
ſondern Sozialdemokraten, die Kandidaten und Kandi-
datinnen der alten ſozialdemokratiſchen Partei. Jeder
muß wählen und darf im eigenen Intereſſe
keine andere Liſte wählen, als die

Liſte Kleeis.

Reichsverfaſſung

Die Montagsſitzung der Nativnalverſammlung.
Das pryoviſoriſche Reichswehrgeſetz, das heute als

erſter Gegenſtand auf der Tagungsordnung der Natio-
nalverſannlung ſtand, iſt nicht zur Beratung gekom-
men. Entwürfe müſſen den Abgeordneten drei Tage
lang vorher gedruckt vorliegen; dieſer Entwurf war aber
erſt am Sonntag verteilt worden. Die Unabhängigen
erhoben deshalb gegen die Beratung Widerſpruch.
Dieſer Widerſpruch muß ſtattgegeben werden, wenn er
von 15 Mitgliedern des Hauſes unterſtützt wird. Nun
waren nur 11 Unabhängige zur Stelle; aber der Unab-
Kngige Dr. Cohn mache wiederholte Bittgänge zu den
Deutſchnationalen Bruhn, dem Herausgeber der Wahr
)eit und Dr. Roeſicke vom Bunde der Landwirte. Und
ſiehe da, die Deutſchnationalen ließen ſich erweichen und
machten gemeinſam mit den n Obſtruktionzegen eine Militärvorlage, bei der eine Verzögerung
um 24 Stunden ſchon einen uneinbringbaren den
r Deutſchland bedeuten kann. Die Alldeutſchen von
zeſtern, heute als Obſtruktioniſten gegen eine hrvor
age. Die Patentpatrioten, die am liebſten jeden auf
en Scheiterhanfen geſtellt hätten, der es wagte, neine Forderung der Militärkamarilla den leiſeten

e -hm222225 o o
Verabſchiedung. Unabhängige und
tauſchen öffentlich den Bruderkuß und kämpfen gemein
ſam gegen das Volksheer. Welch eine Wendung durch
des Schickſals Fugnng:

Staatsſekretär Preuß begründete dann den Ent-
wurf der endgültigen Verfaſſung. Er rühmt die ehrliche
Erfüllung aller demokratiſchen Forderungen und be-
klagte die vielfachen Abſtriche, die ſich der Gedanke der
Reichseinheit hat gefallen laſſen müſſen. Seine Aus-
führungen waren vielfach geiſtreich, blieben bei der
ſchwachen Beſetzung des Hanſes und dem ſchlechten Vor-
trag ziemlich wirkungslos. Für das vorläufige Reichs
wehrgeſetz hat nun am morgigen Tag, öer ſitzungsfrei
ſein ſolte, eine Vormittagsſitzung angeſetzt werden
müſſen

Präſident Fehrenbach eröffnete die Sizung um 2 Ahr 20Minne Keihenehrgeſet, Verfehungege
Jnnenminiſter De. Preuß:

Als ich die vorläufige Verfaſſung vorlegte, war ich keinmee
Widerſpruch zu erheben, lehnen nicht nur dieer e Wer Republik die zum
Brenzen gegen Polen und Bolſchewiſten n San

lkerrecht und Völkerbund. Aber eine Vora iſt dada die u Demotratie kann nur einen Völkerbund begrühen,

der die Gleichberehtigung und die allerſeiner Glieder vorbehaltlos anerkennt. Das müſſen alten De
den demokratiſchen Fortr lich e wollen. Die re

ität Re nd Gliedſtagaten iſt durch die neue Verſaſſeng b e r durch die Normativbeſtimmu für die e der E im we
tli Garantie republikaniſcher Verfaſſu re und der dem Volke deraniworitces Regiern ur

deingend zu wünſchen, daß es der Nationalverſammlung gelingen
möge, hier über den Entwurf hinaus ein Stück vorwärts zu gehen.
Auch in der völligen Vereinheitlichung des Verkehrwefens X

ne e un auch nicht xo ſind Fortſchritte en bis uefrenli tit, daß dern eine dent eichspoſtmarke im ganzen

Reiche gelten wird Eine e hat der Einheitsauf dem Gebiete des Finanzweſens ier hat der
ruck der nhlicklich auf unſerem Volke liegenden ſich durch

geſetzt. Kirche und Schule ſind nicht auf
den urſprünglichen Abſichten der

ten ſind hier eine Reihe von Sonde ten vorbehalten.
beſteht aber die begründete T daß ſie möglichſt bald beſeitigt
werden z s e auch R r r D
heitsitoates nicht von heute auf morgen zu e

Da aber die des Staatenhauſes

der
indet, ſo ſoll ein Rei rat Undt p c a ensrat nSee Unduideret hKuspenſtyBetrs zu. Aber non

mee
Sozialdemokratiſches Organ (alte Partei) für den Regierungsbezirk Merſevurg.



Entree un e Rekchoregierung in rer Form an den Rerchs
tag hringen.

Oorganiſterung der Reichsgewalten iſt der demso
republikaniſche S nkt als Jeitgedanke rein und klar

durchgeführt, ſo vor allem in den Beſtimmungen über den Reichs
tag. Reben den Reichstag ſtellte der Entwurf den unmittelbar

e

ſcheint hier netwendig, das ain Benokra Wahlen h hende Parlament eine durch
dem e Genndlage geſchaffene ſtarke Prä J
tellen. Das parlame Syſtem verlangt

mee eder Präſident die Funktionen des republikaniſ x Seaatenhanſes.

Die wichtigſte ſtaat kliche Funktion de äſident iBildung der e er für h. Per Entaugf er m e

n e 3eichsregier und Staate legen dieſen Entr h hvon Jhrer Kraft und Weisheit für die Juni abdänsgt, 772

Sie. Simand. Deshals kann i jamtenD and einem Teile vavon S 3 Se er
geben ſein. (Beifall?)

RNächſte Sitzung Dienstag 10 Uhr.

Tahesgeſchichte.

Klarheit und Einigung in Bevern.
Die Freiheit berichtet aus München:
Am Sonntag vormittag tagte im Münchener Koloſ-

eum die Wahlkreiskonferenz der U. S. P. und der Mehr-
neitsſozialiſten, die ſich dem Entwurf über die Eini-
gung des Proletariats in allen Punkten vorbehaltlos
angeſchloſſen hatte. Die von der Kommiſſion zur
Wiederherſtellung der Einheit unter den ſozialdemokra-
kratiſchen Parteien getroffene Vereinbarung, iſt geſtern
auch von den Organiſationen anerkannt worden. Damit
iſt die gegeben, aller Verſuche der Reaktion
und des Bürgertums, die Lage für ſich auszunutzen,
entgegenzutreten.

t de ommuniſten ſind bei dieſer Einigung nicht
veteiligt.
Von zen bisherigen Miniſtern bleiben vorausſicht
ich im Amt: Unterleitner, Soziales; Jaffé, Finanzen;
Timm, Juſtiz; Hoffmann, Kultus; Frauendorfer, Ver
ſehr. Das Jnnere wird einſtweilen, bis zur Geneſung
on Auer, von Segitz verwaltet werden.

Das Miniſterium des Aeußeren ſoll Dr Mühlon
oder Profeſſor Wilh. Förſter erhalten.

Das militäriſche Miniſterium übernimmt Miniſter
Simon, der zweite Vorſitzende des Landesſoldatenrates
oder Richard Scheid, bisheriger Regierungsvertreter
zeim Generalkommando. Das neugegründete Landwirt
ſchaftsminiſterium wird Dirr (Bauernböund) über-
tehmen.

Auch im übrigen Bayern, in Nürnberg und
An g b urg geht alles wieder ſeinen geordneten Gang.

Auch die Unruhen in Baden, in Mannheim
ind Karlsruhe ſind auf friedlichem Wege beigelegt.

Die nene bayriſche Regierung.
München, 24. Febr. Die neue Regierung wird ſich zu

ammenfetzen aus 3 unabhängigen Sozialdemokraten,
4 Mehrheitsſozialiſten, 2 Bürgerlichen und einem Bauern
dündler.

An wem ſcheitert friedliche Einigung?
Die Reichsregierung hat in einer Reihe von kleineren

Fällen und jetzt erſt im Jnduſtriegebiet wieder bewieſen wie
der Vorwurf der Unabhängigen und Sparta-

ſten iſt, daß ſie mit Gewalt Blutvergießen ſuche. Sie hat
mit den Aufſtändiſchen verhandelt und eine Einigung erzielt.
Aber jetzt zeigt ſich wieder, daß die Spartakiſtenführer gar
nicht in der Lage ſind, die Jnnehaltung der von ihnen ge-
ſchloſſenen Verträge zu garantieren. Ein großer Teil der
von ihnen aufgeſtachelten Maſſen weigert ſich einfach, die Be
dingungen des Abkommens zu erfüllen. Das Ende des
Generalſtreiks iſt vereinbart, aber fanatiſierte Haufen ver
hindern noch allenthalben die Einfahrt der Bergleute; Bot-
trop ſollte geräumt werden, aber die dortige Beſatzung zieht
nicht ab. Die Spartakiſten haben die Maſſen ſo verhetzt, daß
dieſe ſich an keine Einigung kehren. Nachher wollen ſie dann
aber die Schuld auf die Regierung ſchieben.
zerreißung des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten.

Die Deganiſationszerſplitterung durch die Links-
cadikalen hat jetzt auch im Reichsb.ind der Kriegs-
beſchädigten eingeſetzt. Dieſe Organiſativn ſtanb visherauf dem Boden der varteirpotitfſchen Neutralirät ind
hatte auf dieſer Grundlage in 1 Jahren 150 000 Mit
glieder gewonnen. Von der Seite der Unabhängigen

und Spartakiſten war die Bundesgründung urſ
lich bekämpft und worden. Als man ſah,
die Bewegung unter riegsbeſchädigten nicht
uhalten war, ſ man ihrer zu bemächtigen. Jn
erlin gingen hängigen Organidem Bund. Auf der englieder mit ertenmwmlung ſt er den Antrag, die die poliNeutr ausſpr z Paragr ber

ungen auf en und deſſen eineſchem Einne altene ndie ſich der Rei nd auf den voden

tion“ ſtellt. Dieſer A wurde mit 61 47
giertenſtimmen abgelehnt. Darauf erkl die Links
radikalen geſchloſſen ihren Austritt. Sie hatten bereits
im voraus die Plakate drucken laſſen, in denen zur
Gründung einer neuen Organiſation eingeladen

Lebensmittelzufuhr und ausländiſche

Ueber die Finanzierung der Lebensmittel durchausländiſche Wertpapiere erfahren die P. P. N. an zu

ſtändiger Stelle folgendes: Gegenüber anders lautenden
Meldungen muß darauf hingewieſen werden, daß über
die Abfindung, die den Eigentümern ausländiſcher
Wertpapiere gezahlt werden wird, noch nichts feſtſteht
und noch nichts ſeſtſtehen kann, weil die Regierung der
Angelegenheit erſt auf Grund von Verhandlungen mit
der Entente über den Verkauf von Lebensmitteln, zu
deren teilweiſer Bezahlunng die ausländiſchen Wert
papiere dienen ſollen, möglich iſt.

Der deutſche Beſtand an Siſenbahrwaggens.
Einer Kopenhagener Meldung zufolge iſt der Gene-

raldirektion der däniſchen Staatsbahnen ein Angebot
von e Seite gemacht worden, demzufolge den
däniſchen Staatsbahnen rund 1000 deutſche Eiſenbahn
wagen leihweiſe zur Verfügung geſtellt werden ſollten.
Die Angelegenheit hat in den intereſſierten Kreiſen Auf-
ehen erregt, weil man in dieſen der Anſicht war, daßn Deutſchland ein r Mangel an Wagen
errſchte. Es wird indeſſen angegeben, daß es haupt
ächlich an Lokomotiven fehlt und genügend Eiſenbahn

wagen vorhanden ſind, die nur wegen des Lokomotiv
mangels nicht benutzt werden können.

Konferenz der Kuharheiter.

Am 13. Februar tagte im „Rheiniſchen Hof Erfurt eine
Konferenz der Kaliarbeſter aus den Bezirken der Werra, der Un

und des Südharzes. Vertreten waren 43 Unternehmungen
mit 64 Schächten) ſowie die bei dieſen m r chemiſchennen durch insgeſamt 192 Delegiecte. wurden folgende
ntſchließungen angenommen

„Die am 13. Februar in Erfurt tagende DelegiertenVerſamm-
lung der Kaliwerksarbeiter des Bezirks Thüringen-Südharz er
flärt ſich b.s auf weiteres mit den Lohnabma e einverſtanden,
die am 30. Januar zwiſchen dem Verein der Kaliintereſſenten und
den in Frage kommenden Gewertſchaftsverbänden vereinbart wor
den W Dieſelben gehen dahin daß zu der am 27. November 1918
bereits bewilligten Lohnſteigerung von 1 Mark pro Schicht für die
unterirdiſche Belegſchaft ab I. Februar 1919 für dieſelbe Beleg'chaft
noch 1 Mark hinzukommt Ebenſo erhalten die über 17 Jahre alten
männlichen Mitglieder der Belegſchaft über Tage ab 1. Februar
1 Markt Zulage vro Schicht. Der Mindeſtlohn für Gedingarbeiter
erhöht ſich entſprechend. Für die unterirdiſche Belegſchaſt wird ab
1. Februar 1919 freies Gelenchte (Karbid) in Höhe des Durch
ſchnittsverbrauchs (Sei voller Beſchäftigung) der letzten drei Mo
nate geliefert

Die Konferenz ſpricht ſich weiter dafür aus, daß eine tunlichſt
baldige Vergeſellſchaftung des Kalibergbaus erſtrebt werden
muß. Der Sozialiſierung muß natürlich die Temokratiſierung derBetriebe vorausgehen. Eine äüberſtürzte Sozlatiſie-
rung wird angeſichts der durch den Krieg geſchaffenen unſicheren
Lage, namentlich in Bezug auf den Auslandsabſatz. ein Ezperi
ment ſein, das die größten Schäden für die Arbeiterſchaft mit ſich
bringi.Ver Delegiertentag erkennt an, daß gerade durch die Gewerk

ſchaftsarbeit die v r der Betriebe ſeit Jahrzehnten
erſirebi wurde und auch allein durch ſie erleichtert werden kann.
Jſt dies geſchehen, wozu die bevorſtehenden rn (Räte
wahlen) einen weiteren Schritt bedeuten, iſt das Wirtſchaftsleben
Deutſchlands in ruhigere Bahnen geleitet, dann iſt der
zur Vergefellſchaftung der Gruben.

Die nferenzteilnehmer tadeln 23 das entſchiedenſte die in
letzter von gewiſſen unverantwortlichen Perſonen gen die

eg frei

Gewerlſchaften und ihre Führer entfachte Hetze und geloden, auch
weiterhin für die Stärkung ihrer Organlklſationeneinzutreten, weil ſie J va die Schreier nur der Reaktion
nützen und die für die Arbeiter ſo überaus wichtigen Organiſa
tionen gegen Jm Jntereſſe des d
und der Herbeiſchaffung von Lebensmitteln richten die Delegierten
an alle Bergarbeiter die dringende Aufforderung, legt von Arbeits
cinſtellungen abzuſehen. Alle Differenzen ſind zunächſt durch die
Arbeiterausſchüſſe (Räte), dann durch die geſchaffene Arbeits
re mit den Verbänden und den Unternehmern zu

ichten.“

De Geſchigte zwerer ötinte

8) Roman von Charles Dickens.
Aber freilich war damale vom Leben zum Tode bringen ein

in allen Gewerben und Sränden, und nicht am mindeſten bei Tell
ſons, ſehr veliehtes Rezept. Der Tod iſt das Heilmittel der Ratur
für alle Dinge. und warum nicht auch das der Geſetzgebung? Dem-
nach ward der Fälſcher hingerichtet, wer eine falſche nknote
arsgah, wurde hingerichtet, wer einen Brief erbrach,wurde hingerichtet, der dem ein Pferd vor Tellſons Tür zum

Halten übergeben worden und der ſich damit aus dem Staube
eachie. wurde dingerichtet, der Falſchmünzer, und hatte er nur
einen falſchen Schilling geprägt. wurde hingerichtet, drei Vier-
teile von denen, die die Tone in der ganzen Stala des Verbrechensanſchlugen. wurden hingerichtet. ich etwa, daß damit im minde-

ſten dem Verbrechen vorgebeugt wurde man hätte faſt behaup
ten können, daß das Gegenteil der Fall war aber man wurde
dadurch wenigſtens für dieſe Welt die Mühe und Veſchwerde jedes
einzelnen Falles los und ſchnitt jede weitere damit verbundene
Sorge ab. So hatten Tell'ons in ihrer Jeit, wie andere größere
Geſchäfte unter ihren Zeitgenoſſen, ſo oft dem Halsabſchneiden
gelegen. daß, wenn die davon betroffenen Köpfe, anſtatt im
ſtillen beſeitigt zu werden, auf dem Tempeltore aufgeſteckt worden
wären, ſie wahrſcheinlich das wenige Licht, das dos Erdgeſchoß
hotte, in einer ziemlich bedeutſamen Weiſe abgeſperrt hätten.

Jn allerlei Ställe und unbegreifliche Winkel S ercht, bejorgten bei Tellſons die älteſten alten Männer das 5 mit
Würde. Vekan er ine Mann eine Stelle in ns

ſo verſtecktenan einem faſt era er re
r den echten Teanduft und en nedann h er ſich ſehen laſſen. mit großer Brille über großen

allBüchern brütend und mit einen Kniehoſen und Gamaſchen die
gemeine Würde der Firma erhöhend.

ne e

egzre zweite, auch einſtimmig angenommene Entſchließung
autet:

Vor Tellſons Hauſe nie, um keinen Preis darin, außer
wenn er gerufen wurde hatte ein Mann ſeinen Poſten, der als
gelegentlicher Ausläufer und zugleich als das lebendige Schild desFagſes diente. Während der Geſchäftsſtunden war er nie ab-

weſend, auser wenn er ausgeſchickt worden war, und dann war er
durch ſeinen Sohn vertreten, einen unheimlichen Gnom von zwölfJahren, der ſein Ebenbild war. Die Leute erzählten ſich. daß Feu
ſons von ihrer Höhe herab den Auskäufer duldeten. Das Haus
hatte immer jemanden dieſes Bern r und der Verlauf
der Zeit hatte dieſen Mann an dir Stelle gebracht. Sein Geburts
name war Cruncher, und als er in tindlicher Unſchuld durch Stell
vertreter in der oſtwörte gelegenen Pfarrkirche von Houndsditch
den Werken des Teufels entſagt hatte man die Namen
noch den Taufnamen Jerry beigef g.

9 Der e W Mr r r inanging-Sword-allen, Whitefriar; die Zeit halb acht aneinem windigen Rafmoroer anno Domini 1780. e Truncher
nannte das Jahr unſeres Herrn immer Anna Domino, offenbar
in der Meinung die chriſtliche Zeitrechnung beginne von der Er
e eines beliebten Spieles durch eine Dame, die ihm ihren

men gegeben hatte
Mr. Crunchers Zimmer lagen in keiner ſaubern

und waren nur zwei der Zahl nach, ſelbſt wenn man eine Kammer
nit einer einzigen Glasſcheibe als eins zählte. Aber waren
ſehr reinlich Weg So früh es och am windi ai nwar, war des s Zimmer, i dem er im Bett a du
efegt; und der ſchwerfällege, hölzerne Tiſch, auf dem mTaſſen er mit h ine e

Tuch überbreitet.
Mr. Cru ruhte unter einer don bunten

flecken wie ein Harlekir m iner ie. Anfangs
er ſeſt, aber fiag er an, im Bettedie er ſich, das ſtarce indie Bettlaken in lauter Streifen zerreißen müßte, ſam eAls er das getan hatte, ries er im Tone äußerſter Enirdſtung aus:

Verdammt will ich ſein, wenn ſie's nicht ſchon wieder tut

4 dringl

S am 18. Februegr in et v
Wie i h ilon tigte Aus inaus, er den en der wer und Schwerſt

a nicht t, die beiter vielmehr nach wie vorſolange ſie andern itern bewilligt

Alllez im ſceinele5.

Helle, 25. Februar 19109,

Stadtverordneten Sitzung

am 24. Februar 1919.
Zum u Male verſammelten ſich die bisherigen Stadl

väter der hleſigen Dreiklaſſenſtube im Ratskellergebaude. Ein
reiche Schüſſel von Vorlagen hatte der Magiſtrat den Stadtver-
ordneten zur Erledigung vorge, etzt.

Vor Eintritt in die Tagesoronung hält der Stadtverordneten
Vorſteher Juſtizrat Keil eine kurze Anſprache, worin er zum
Ansdrück vringt, daß die bisherige ſtetige Fortentwicklung der
StadtverordnetenVerſammlung durch die Regterungsveroronung
jäh unterbrochen ſei. Es ſei das Beſtreben der bisherigen Stadt
verordneten geweſen, Hand in Hand mit dem Magiſtrat zum Wohle
der Stadt und nach beſtem Können das ihnen uvertragene Eyreng-
amt gauszuüben. Hervorragendes ſei geleiſtet, erfahrene weit-
blidende Männer hatten es verſtanden, trotz tiäglicher Finanzlage,
dank weiſer Sparſamleit am rechten Platz die Geſchicke der Stadt
während der ſchweren Kriegsjahre zu lenten. Jeder habe völlig
r Wohle der Allgemeinheit gedient und darun
müßten alle Angriffe gegen die bisherigen Stadtverordneten reſt-
los gerſchellen. Er gibt der Hoffnung Ausdruct, daß die kommen
den Männer und Frauen das Wohl der Geſamtheit, nicht das
Intereſſe einzelner Klaſſen in der neuen Stadtverordneten Ver
ſammlung vertreten mögen. (Lebhafter Beifall.)

1. Stv. Gradehand und Georg berichten über eine Vorlage, die
eine Erweiterung der Schlammtrockenanlage auf der Kläranlage
Lafelwerder) vorſieht. Die Koſten in Höhe von 29 000 Maribe aus den beim Bauronto „Kläranlage“ noq verfügbaren
citteln bewilligt werden. Die Verſammlung beſchließt demgemäß

2. Stvv. Schulze und Georg befürworten die Genehmigung
zur Ausſchreibung eines Wettbewerbs zu erteilen und für Preiſe
5000 Mart aus dem gemeinſchaftlichen Dispoſitionsfonds bepo.
aus Ueberſchuſſen des Rechnungsjahres 1818 zu bewilligen. Es
handelt um die Gewinnung eines BVebauungsplanes für das
nördlich der Artillerieſtraße gelegene Ackergelände bis zur Kaſſeler
Umgehungsbahn und der alten Leipziger Cyauſſee ſowie um Typen
von Lauben, Kleinviehſtalungen Veranden, Gartenhäuschen uſw.
Die Verſammlung genehmigt die Vorlage

3. Fur die Kanonierſtraße, die von der W W Straße
bis Veejener Weg die zwiſchon Ammendorf und Halle vil-
det, iſt von der Gemeinde Ammendorf ein Fluchtlinienplan mit
der Stadt Halle vereinbart Str. Boedcke empfiehlt Zuſtimmung
2 ſowie weneymigung des Straßenausbau- Vertrages. Dieammlung beſſ et demgemäß.

4. Die a.ademiſche Speiſeanſtalt e. V. in Halle beabſichtigt das
„Hotel zur Alte Promenade, anzukaufen. Ver Preis ſol
mit Jnrentar 320 000 Mark betragen, wovon 125 000 Mark als
z et an 1. Stelle verbleiben. Um den Reſt zu decken, will di

ächſ. Provinzial-Bank Merſeburg ein unkündbares Darlehen vo
212 000 Mark (44 Proz Verzinſung und 1 Proz. Entſchuldung)
um urſe ron 92 Proz. (1965 040 Pc.) gewährt en, wenn die StadtFalle ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernimmt. Die Stadt iſt da.

mit einverſtanden, wenn für die Stadt eine Sicherungshypothel
bis zuc Höhe des Darlehns auf das Grundſtück eingetragen wird
unbd ſich die Sicherung auf das dem Grundſtück vorgelagerte, der
Univerſität gehörige 256 Quadratmeter große Gelände mit erſtreckt
Stv. Finger berichtet über die Vorlage und empfiehlt, die Sach

zu Er verweiſt auf die Wichtigkeit der aka-
demſſchen Speiſeanſtalt auch im Jntereſſe der Stadt. Die Ver
ſammlung die Vorlage5. Gerade rechtzeitig, d h in der letzten Verſammlung vor der
Wahlen, hatten die Stadtväter noch einmal Gelegenheit, der
ſtädtiſchen Beamten eine Gehaltserhöhung zu bewilligen. Stv

os berichtet über die Vorlage und erktlärt, daß die Eingaben demienausſchu vom 6. Februar eine Gehaltsaufbeſſerun vor
80 Proz. bei ltern bis 1500, 49 Proz bis 3900 und 10
e bei den höheren in der Magiſtratsvorlage berückſichtig
wurden. Der ar ne hat die Vorlage dahingehend ab

ändert, daß ſtatt der beantragten Dauer von 13 Monaten eine
olche von 7 Monaten für die Gültigkeit der Gehaltserhöhung ein
treten, fur alle Beamten eine W Erhöhung ihrer Ge
ilter um 1200 M, alio monatlich 100 M. betragen ſoll. Der
erichterſtatter meint, daß die Verſammlung eine alte Schuld ar

die Bramten zu entrichten hätte und bittet um Annahme der Vorlage in der un des an Es ſetzt nun eine
ſehr lebhafte a ein. Str. Heine drückt ſeine Befriedigung aus, ſeinen Antrag ſo ſchnell erledigt zu ſehen. Auch Sto
Hennig war erſtaunt, daß dieſe Vorlage ſo en kam und
ſpricht die Hoffnung aus. d die neue kommende Stadtverord
neten Verſammlung die gert tige der Beamtengehälter
in ſozialiſtiſchem weitgehendſten Sinne erledigen werde. be

r. die 2100120 erhöhen. dafür die f M. monatlich um
en von 5500 M. aufwärts

belaſſen. Str. Bal ke beantragt, die Gehalts.
ſen dis mit der Er dung von monatlich 120 W. zu be

n eruer de a di len a
ſtimmt hat. In klängeren Ausführungen weiſt er

darauf hin. daß gerade die kleine ſozialdemokratiſche Minderheit
immer und immer wieder Anträge auf Veſſerſtellung der kleineren

Eige Frau von ordentlichem und ſauberm Ausſehen ſtand mit
Haſt und Aufregung r um zu zeigen, daß ſie die Gemeintewar, vom Knien in einer be auf.

n. w r agte e ſich nach ſeinem Stiefel
Rachdem er dem Morgen dieſen zweiten Gru ttewarf er als dritten einen Stiefel nech der 73 n x

ſehr ſchmutger Stifel, der Feleig den Leſer mit der merkwürdi
gen Tatſache aus Wir. Crurchers häuslicher Einrichtung bekannt-

r ele kam u wenn ä enm n de 57 ſchmutzig vorſand naſten Merz
„Ra!“ r Cruncher. nachdem er das Ziel verfehlt hatt„was nan du denn e'igentlich, du Derfekehehttt zerfet za

„Jch ſagte mein Morgengebet her
„Sagt ihr Rorgengebet r. Du biſt mir eine Schönek Wa
e damit ſagen, daß du dich hinwirſſt und gegen mid

J bete nicht gegen dich ich bete für dich
„Das iſt nicht wahr Und wenn es wahr wäre, ſo ließ ich es

mir nicht 5 Uen. Sieh, S Deine Mutter iſt eine ſchöne
Zreatur. wirft ſich auf die Knie hin und betet gegen deines Vater
Glück. D eine gute Mutter, mein Sohn. Du haſt eineu

Mutier, mein Sohn. rutſcht auf ihren Knien herum und
t, daß der hebe Gott dem er ndButter aus dem Runde kenne
Der kleine Cxuncher, der noch im Hemd nahm diübel r e t i rn rer daß ſe z
„Und was dentſt du n h Aneecbihdete Geſchöpf.“ ſagt

den
Mr. mit undemnecht„Sie kommen nur aus dem Herzen Jerry. Mehr ſind ſo
nicht wert.“

(Tortſetzung folgt.)

e Kaliarbetter
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X Gexerulſtrei m
Auf Srund des Beſchluſſes der Bergarbeiterkonfe

e ſind nach b vorlungen die Berg arbeiter im irk nach
weiteren Meldungen im ganzen mitteldentſchen Berg-
revier am Montag in den Ausſtand getreten.

Berichten des Volksblattes hat ſich ein
Streik-Aktionskomitee gebildet, das ſich zuſammenſetzt
aus Vertretern des r terrates Merſeburg, der Eiſenbahner, der chemiſchen Jnduſtrie, der
Ueberlandkraftwerke, des. Metallarbeiterverbandes, des
e chen Arbeiterrates, des Soldatenrates. Außerdem
eſteht ein Delegiertenausſchuß, der ans Vertretern der

übrigen am Streik beteiligten Organiſationen beſteht.
e Bpean des Streikkomitees iſt in Halle, Friedrich

raße
Das Aktionskomitee ruft in einem Aufruf die ge

ſamte r zum Generalſtreik auf,damit, wie es in dem Aufruf heißt, die Bewegung zu
einer kraftvollen Kundgebung für die wirtſchaftliche
Sleichberechtigung des ffenden Volkes wird. Die
Forderung und das Ziel des Streiks gipfelt
in dem Satz des Aktionskomitees:

Demokratie in den Betrieben durch direkt und ge
ar 27 gewählte Betriebsräte der Angeſtellten und
Arbeiter.

Jn Plakaten, die überall in der Stadt angeſchlagen
wurden, ruft der Aktionsausſchnuß alle Angeſtelte,
Arbeiter und Arbeiterinnen zum Generalſtreitk
r di deren Aufruf heißt es u. a.: „Wir fordern unſer
Mitbeſtimmungsrecht durch die Betriebsräte als Vorbe-
dingung S den Sozialismus. Die m r r der
A. und S.-Räte muß geſichert werden. Die Arbeit
ruht bis zur Anerkennung dieſer Forde-
r u Regierung und Unternehmer.

bleiben im Betrieb: Waſſerwerk,ßäckereien, Schlachthof, Lebensmittel-
depot werden bewacht. Jede Gewalttätigkeit
hatzunnterbleiben. Ruhe und Ordnnng ſind ge
ſichert.

Der Bezirks-Bergarbeiterrrat erläßt eine
Auffordern an die Betriebsräte im Braunkohlen-
revier, daß ſie die vorhandenen Kohlenvorräte nur andie Lebensmittelinduſtrie abgeben dürfen.

Nach einem weiteren Bericht des Volksblattes hat
ich der i Soldatenrat mit den Streikendener altet. Er will vorläufig keine beſonderen
sicherheitsmaßnahmen und erwartet, daß die
Streikenden ſich ruhig verhalten werden.
In der Montag nachmittag Rottgyfunee ren Solda-
tenkundgebung, gegen ie Verhaftung
Ferchlandts, die von der Artilleriekaſerne ihren
Ausgang nahm und an der ſich unter BVeteiligung von
Rilitärkapellen alle Truppenteil der Garniſon Halle
deteiligten, machten das r r r des S.R.Haneld an itteilung dem Generalſtreik und
warnte entſchieden vor irgend welchen Putſchverſuchen
und tätlichen Ausſchreitungen. Der Soldotenrat wird
nach wie vor die Waffen bewachen, ebenſo die
Lebensmittel. Der Sicherheitsdienſt wird in der
Aleichen Weiſe wie bisher durchgeführt.

T. B. verbreitet folgende Meldung zum General
treik:

Halle, 24. Die Verſammlung derkiſenbahner des Eiſenbahn-Direktionsbezirks Halle, die
zente im „Volkspark“ tagte, hat den Generalſtreik für

ind mittleren Beamten, der ſtädt Arbeiter uſw. geſtellt habe. aber
iur wenige ſeien es geweſen, die die Anträge unterſtützt hätten.äs ſei tatſéchſich eine alte Schuld, die hier der ſtödtiſchen Beamten

ind Angeſtellten gegenüber eingelöſt werden ſollte. Man müßte
ich immer wieder wundern, daß es den unteren Beamten und An-
jeſtellten überhaupt möglich geweſen ſei, mit den niedrigen
Hehöltern auszukommen. Er unterſtützt den Antrag Hennig und
ittet um Annahme derſelben. Stv. Hoe betont, daß bei der Be
neſſung der Teuerungszulagen die Zulagen der Reichs und
Staatsbeamten beſtimmend gewirkt hätten. Stv. Hennig er-
vidert ihm, daß die Staatsregierung für ihre Sünden ja geſtraft
ei, ſie ſei ja zuſammengebrochen Es ſei das Gegenteil von ſozial,
venn man dem kleinen Beamten kleine, dem beſſer geſtellten.
heren Beamten höhere Teuerungszulagen gewährt habe. Nach
längerer Debatte wurdeder Teil des Antrages Hennig. der den
Beamten bis 2100 M. Grundgehalt 120 M. monatliche Zulage be
willigt, angenommen. Magiſtratsmitglieder von der Erhöhungauszunehmen, wurde r Antrag Balke wurde abgelehnt.
Angenommen wurde die Vorlage nach der Faſſung des
Haushalts-Ausſchuſſes, mit dem Amendement Hennig. wonach den
Beamten und Angeſtellten deren Grundgehalt (im Frieden) bis
2100 M. betrug, außer den bereits bewilligten r
uf die Dauer von 7 Monaten eine monatliche Zulage don 120 M.,
illen anderen Beamten eine ſolche von 100 M. p. Monat, den weib
lichen Hilfskräften eine ſolche von monatlich 50 M. gewährt wird,
einſtimmig angenommen.
6. Stv. Weſchke berichtet über die Nagiſtrgtezzllage wonach
infolge der geſteigerten Preisverhälrniſſe eine Erhöhung der Gas-
preiſe auf 29 W p. Kubikmeter für Leucht-, und Hei cke,
ruf 27 Pfg. p. Kubikmeter für gewerbliche Zwecke gefordert wird.
der Vorlage wird zug timmt. Ein Antrag Finger, die Mindeſt
wer von der Erhöhung auszuſchließen, fand deine Unter
tützung.

77. Auch bei dem Waſſerwerk liegen die Verhältniſſe ebenſo, wie
)ei den Gasanſtalten, ſodas der Magiſtrat beantragt, die Waſſer
ebühr von 18 auf 24 Pfg. p. Kubikmeter zu erhöhen. Stv. Zell be
richtet und empfiehlt Annahme, die auch widerſpruchslos erfolgt.

8. Stv. Manſchewski berichtet über eine Magiſtratsvorlage,
vonach weitere 6 Mill. M. zur Beſtreitung der Kriegsausgaben
bis Ende März d. J. gefordert werden. Bewilligt ſind visher
5 Mill. M., rerausgoht 35 946 328,62 M., mithin ca. 95 000 W.
leberſchreitung. Bis März ſind veranſchlagte Ausgaben 5 356 000
Mark. Der Vorlage wird debattelos zugeſtimmt.

8a. Die Stadtverordnetenverſammlung wird erſucht, den Magi-
trat zu ermächtigen, die ſtaatliche erewrisrng zur Aufnahme
iner Anleihe der Stadt Halle in Höhe von 42 Mill. M. zu er
wirken. Sto Manſchewski berichtet und die Verſammlung
ſtimmt debattelos zu.

9. Für Inſtandſetzung und Verbeſſerungen im Straßenbahn-betriebe ſollen ittel des Rechnungsjahres 1918 h
geſtellt und die Auegaben im ten 1918 entſprechend
erhöht werden. Stso. Ritter berichtet über die Vorlage auf
die wir noch näher eingehen werden. Die Vorlage wird ge
nehmigt.

10--14 werden debattelos erledigt. 4

mittel

heut

ienstag früh beſchloſſen. Die bezüglichen Mitteilungen
n über Nacht an die einzelnen Begzirke. Ferner

eſchloſſen die gleichfalls im Volkshauſe tagenden Moe-
tallarbeiter der Halleſchen Maſchinenſabriken einſtimmig
ebenfalls den Generalſtreik für Dienstag früh.

Der hieſige Arbeiterrat tagt heute e

eher Ruhe
im Volkspark und beſchä
frage. Auch die Gewer
Sitzung eingeladen.

tigt ſich mit der Generalſtre
ſchaftsvertreter ſind zu dieſer

c

Weiter liegen noch folgende Meldungen zum
Streik ror:

Das Elektrizitätswerk Sachſen Anhait Aktiengeſellſchaft (Eſag)
in Halle a. S. teilt mit, daß ſich auch die Arbeiter der Kraft-
werke dem Streik angeſchloſſen haben. Dadurch iſt
die Elektrizitätsverſorgung der Glektriſchen Ueberlandzentrale
Saalkreis- Bitterfeld ſowie der Elektriſchen Straßenb ihn Halle-
Merſeburg vollſtändig unterbrochen. Wie wir hören, ſoll auch die
Ueberlandzentrale Amsdorf bereits ſtillſtehen.

Gegenſtrelk ver Angeſtellten.

Die Vereinigung der Angeſtellten der mittel-
deutſchen Bergbans haben einen Gegenſtreik ge-
gen die Arbeiter beſchloſſen. Sie wollen ihre
Tätigkeit nicht früher wieder aufnehmen, bis die Ar
beiter die Arbeit bedingungslos wieder aufnehmen und
die beſtehenden und zu erlaſſenden Geſetze anerkennen.
Ferner fordern die Angeſtellten die Beſeitigung des nach
ihrer Anſicht ungeſetzlichen Bezirks-Bergarbeiterrats.
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Vorläufige Dienſtanweiſung für den Betriebsrat.
Nachfolgende vorläufige Dienſtanweiſung wurde auf der Berg-arbeitertonferens noch beſchloſſen:

1. Der Betriebsrat iſt die Vertretung aller Angeſtellten und
Arbeiter des Werkes.

2. Der Betriebsrat kontrolliert den ganzen Betrieb und
ſorgt für einen möglichſt hohen Stand des Betriebes zum Zwecke
der Produktionsſte gerung.

3. Der Betriebsrat kontrolliert die veinlichſte Durchführung
der berg polizeilichen und geſundheitlichen Beſtimmungen. Er iſt
bei Unſallunterſuchungen zuzuziehen.

4. Drei vom Betriebsrat beſtimmten Perſonen, di mindeſtens
5 Jahre im Bergbau und mindeſtens 1 Jahr auf dem Werk tätig
geweſen ſind, iſt auf Wunſch Einblick in alle betrieblichen, wirt-
ſchaftlichen und kaufmänniſchen Vorgänge des Werkes zu geben.

5. Bei Gehalts- und Lohnfragen haben ſich Betriebsrat und
Werksleitung im Rahmen der in den wirt'chaftlichen Organi-
ſationen getroffenen Vereinbarungen zu verſtändigen und ge
meinſam zu ertſcheiden.

6. Ueber Entlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten werden
zwiſchen den wirtſchaftlichen Organiſationen Grundſätze verein-
hbart. Erhebt ein entlaſſenes Belegſchaftsmiglied wegen ſeiner
Entlaſſung Beſchwerde, entſcheiden Werksleitung und Betriebsrat
gemeinſam.

7. Der Betriebsrat erhält von der Werksleitung ein Zimmer
zur Verfügung, in welchem der Betriebsrat jederzeit zuſammen-
kommen kann. Zweckmäßig ſind gemeinſame, in feſten Abſtänden
ſtattfindende Beſprechungen des Betriebsrates mit der Werks-
leitung, in denen das Arbeiterprogramm des Werkes vorgetragen
vnd die Tätigkeit der Mitglieder des Betriebsrates beſprochen
wird. Dabei iſt auch eine Verſtändigung über die Freiſtellung
von Berufcarbeit herbeizuführen.

8. Die Mitglieder des Betriebsrates erhalten für die Dauer
ihrer Tätigkeit im Betriebsrat ihren vollen Lohn (bezw. Gehalt).
Auch Sitzungen ſind zu ent'ſchädigen.

9. Die Wahlperiode des Betriebsrates beträgt ein Jahr.
Spricht jedoch in einer Belegſchaftsverſammlung die Mehrheit
dem Betriebsrat oder einzelnen Mitgl'edern ein Mißtrauens-
notum aus. muß unverzüglich eine Neuwahl vorgenommen werden.
Wiederwahl iſt zuläſſig,

10. Streitigkeiten zwiſchen Werksleitung und Betriebsrat
entſcheidet der Bergrenierrat. Wird von einer Seite Berufung
eingelegt, entſchedet der Bezirks-Bergarbeiterrat endgültig.

Politiſche Setütigung des Lehrers.

Für den 13. und 14. Februar hatte der Lehrerverband der Pro
vinz Sach;en eine Vertreterverſammlung nach Halle einberufen, um

dte ung zu den neuſten Schul und e zu nehmen.
104 Vereine waren durch 251 ſtimmberechtigte Mitglieder vertreten.
Uns intereſſiert beſonders die äußerſt zahlreich beſuchte Vorver-
ſammlung vom 13. Februar, in welcher Herr Elger Wagen
über „Die politiſche Betätigung des Lehrers“ ſprach. Den Leit-
gedanten der tlaren, knappen Ausführungen erfazt wohl der Satz.
„Mit der Demobilmachung des Heoeres muß die bilmachung der
Standesvereine beginnen

Ehedem ſo führte der Redner aus ſolgten die führenden
Lehrerverbände, ohne nach rechts oder links zu ſchauen, lediglich
dem Stern ihrer reinen Standesideale, erreichten gerade dadurch
achtunggehbietende klare, geiſtige Höhe, auf der ſie heute ſtehen.
Neue heiſchen neue Wege. Ein bisher im Kampf um
unſre Standeserhebung und unſre Jdeale vernachläſſigtes Mittel

die politiſche Betätigung des Lehrers muß jetzt mehr zur Gel-
tung kommen. Unbewußt trieben wir Lehrer zwar ſchon im alten
Staate Politik. Einzelne Unterrichtsfacher, wie eſchichte und
Religion, verlangten geradezu eine Stellungnahme des C
ohne Gefahr war ſie allerdings nur im konſervativen Sinne.
Künſtlich wurde ſo politiſcher Jndifferentismus in die Lehrerſchaft

Jn der neuen Staatsform iſt die freie politiſcheBetätigung des Beamten ſichergeſtellt, politiſche Bildung poli
tiſches Wiſſen erworben durch Studium müſſen ihre Stützen
ſein. Den Vereinsorganiſationen erwächſt die Pflicht. politiſche
Anregung, Aufklärung und Schulung zu vermitteln. Am Gedan-
ken vom Völlerbund, an der Frage der Stellung der Beamten im
neuen Staate weiſt der Vortragende die bittere Rotwendigkeit po
itiſcher Schulung nach, zeigt, wie ſich uns geradezu die Frage auf-

drängt:
ollen wir Lehrergewerkſchaften gründen, die ſich

allgemeinen Beamtengewerkſchaften einzugliedern haben? Zur
unbedingten Annahme oder Ablehnung kann er ſich nicht entſchei-
den, lehnt aber jede ar politiſche Stellungnahme der Lehrer-
gewerkſchaften ab, weil mit der Trennung der Lehrerverbände in
rote, blaue, gebe nur eine Ohnmachtsſtellung des Standes, derTiefſtand des ganzen Lehrervereinslebens herbeigeführt werde.
Als Lehrer haben wir Schulpolitik zu treiben und unſer
Programm auf der Grundlage der pädagogiſchen Wiſſenſchaft unbe-
irrt vurch parteipolitiſche Auffaſſungen, zu entwickeln. Das ſchließt
nicht aus, daß der Lehrer der neuen Zeit heraustritt aus ſeinerZurückhaltung gegenüber den politiſchen Vereinen. Er muß ſogar
ein ſehr tätiges Mitglied werden, um für ſeine Standes- und
Schuſfragen Anhänger zu werben. W irLehrer wollen im neuen
Volksſtaat Wer über unſre zu Volkspäda-gogen, zu Führern ig den organiſierten Maſſen.

Die äußerſt friſche, zum Teil dramatiſch bewegte Beſprechung
der Ausführungen zeigte als weſentlich überra es Moment die
Tatſache, daß es in der Lehrerſchaft in politiſcher Beziehung zu
tagen beginnt. Reben einigen liberal und konſervativ organiſier-
ten Lehrern meldeten in der Mehrzahl An e der alten
SozialdemokrätiſHen Parte zum e, legten die
Vorzüge dieſer Parteß, ihr klar r enes Pr F.

der genialvorigen ulforderungen hrerſchaft g

ausſchauender Art umfaſſenden r 17 r t
luß an die konſequent rte ets Iehrevwo n g* re le keeret Fer iſt ver e 2 die

geben, reſtleſe Erfüllung ihrer Standes- und orderxungengreiſen Kyret wetbet Mitglieder der Soz reine
ereine!

(Fortſetzung des lokalen Teils in der Beſſage.)

Aus dem Reihe
Demonſtration der Arßveitstoſes

S aus en hundert Arbeitsloſen beſtohende Schar zor
i vor das Rathaus und eines en Zulage zu hDer O rgermeſter erklärte den Se z Regirepu darüber zu verfügen habe. dere ge zum

egierungsgebäude nach dem Domplagt, e te die ihr ent
gegentretende Bürgerwehr von ſechs Mann und ſtürmte dann das
Regierungsgebäude. Hier erzwangen die die Zu
ſage der Behörde, daß den Arbeitcloſes eine wöchentliche Sonder
zulege von ſechs Mark, und zwar mit rückwirkender vom
St Tage der Arbeitsloſigkeit ab, gewährt werden ſo Der
Sicherheitsdienſt hat bei dieſer Gelegenheit wieder einmal völlig
verſagt. Ueber eine Stunde lang konnten die Demonſtranten ihr

Geiwerhſchuftiches
J

Streik der Dresdner Brauereiangeſtellten.
Dresden. Die Ungeſtellten in den Brauereien Dresdens ſin

in den Ausſtand getreten, weil die Brauereien es übedie eingereichten Forderungen mit dem Jentrakverband der Hand-
ergehen t verhandeln. Sie wollen nur mit den gelben.
wirktſchaftsfriedlichen Verbänden in Verhandlungen treten, obwoh
90 Pro»ent der Angeſtellten im Zentralverband organiſiert ſind.

Kunſt und Wiſſenſchaft.
Stadttheater.

Die 2uten Abſichten der Theaterleitung, uns zum IV. Sym.
phonie- Konzert mit zwei Soltften aufzuwarten, wurden
durch abermalige Abiage von Hertha Dehmlow vereitelt. Das
Streikfieber' ſcheint auch auf die bevorzu ten Jnterpreten de
Kunſt übergreifen zu wollen So mußte auch Profeſſor Paul Grae-
ner, der muſikaliſche Leiter des Konze r Aufführung ſeiner neuen Lieder verzichten. Hohepuntt Jnter:
eſſes erreichte Edith von Voigtlander, welche bald zu
den veſten Geigenv'rtuoſinnen unſexer Zeit zählen dürfte. Beſon
ders in dem Emoll- Konzert von Mendelsſohn offenbarte ſie alle
Vorzüge ihres ſeelenvollen Spiels. Aber auch im zweiten Teil,
den die Künſtlerin als Erſatz für die kontrakibrüchtge Sängeri
r r ſie in Regers Arig und
luvium und Allegro ſebr wertvolle Proben Talents.Der ſtarke Be:ſall des Hanſes veranlaßte ſie noch zu einer Jugade;

Blüthnerflügel begleitete Leo Schonbach mit lobenswerter Prä
z:ſion.

Das Stadttheaterorheſter arbeitete unter ſeinem genigalen
Führer Paul Graener wieder mit großer Hmgabe. Die beiden
Erſtaufführungen Max Ettingers „Ouvertüre zu einer komiſchen
Oper“ und Grzeners Waldmuſtk* werden unſern Muſikfreunden
gewiß noch öfter in Konyertprogrammen begegnen. E iſt ein
liebenswürdiges Werkchen, das in ſeiner ſchlichtdentſchen Melodie
ohne die abſtrakten Jnſtrumentationsm nen
behaglich wirkte. Graeners ſdmuſtk zeigt ein Gemiſch von
Schwermut und Romantik. Die Melodie iſt weni

r orginell, aber von anverkennbarem S t. Der8 belebt.omponiſt fand in der ſauberen Wieder denkbar beſteUnterſtü n Als Schlußnummer des k
wir noch Richard Wagners herrliches Vo
ſingern von Rürnberg. Graener berorzugte

nter Bee
erietchen Tonſtücks nicht völlig er

v rlich, aber das G i rmiine elteige Sonyrenle Keiner z

Leßte Kuhrigten
das Attentat auf Auer ſchon lange vorher

eNachrichten aus n das 8 2 Man erhältdas Bild eines außerordentlich unh
vorbereiteten Mordanſchlages auf das
der mehrheits ſozialiſtiſchen Führe

elcreitigen Ziele, den Landtag auseinander
er Plan zur Auseinanderſprengung war 94

vor dem Attentat auf Eisner ge
bereitet worden. Der revolutionäre Ar rrat
Verbrechen l
mit dem Atten

ang

haften.
das Ende des Seneraſſtreikes im Beſten

E R, 24. ber. Heute ind u ſt ebie r Arbeit J n t z.
aufgenommen verHütte ſind die B e dent
nung no die Vergleute e
fahren. Dies iſt wohl nur d ßAngſt vor dem kommuniſtiſchen Terror die Ge
müter beherrſcht. Morgen dürfte auf ſämtliche n Zechen
wieder im vollen Umfange gearbeitet werden, zumal die R
gierungstruppen bereits von Bottrop
vorgehen b wasSpartaliſten zu ſäubern. wer

Friedensſchlug im April?
Die Meldungen der feindlichen

Anterzeichnung des Friedens vor dem 1. Mai zu
iſt, werden, wie das „B. T.
teten Kreiſen für zutreffend
amtliche Eröffnung von ſeindl
liegt hier allerdings nicht vor. Alles deutet indeſſen da
hin, daß die feindlichen Regierungen den
zwiſchen dem Wachſen der bo t
fahr und dem Hinaugpſchiehen der F
endlich ein h tag Man g.der beäus ch die Vone wird, ſondern hält es im
hvie



Stadt Theater

Verlag der Doſhsstimnne

Walhaſa
Operetten- Theater

Tagen 7,10 Uhr.
Die Fachingofee.

Optte. v. Emerich Kalman.

Kasse v. 10-- l u. 4-6.

Mittwoch, d. 26. Febr. 1919
Anfang 7. Ende 10 Uhr
Der G'wissenswurm

Bauern Komödie
von Anzengruber

fliegende Holländer
Donnerstag: wenn Sie sich noch nicht die erstklassigen

Darbietungen der
Schulreiterin

Kanhickh- Frl. Helene Fischer
wit ihrem Dressurpferd

Erbherr Markgraf Il
Otto Sparmann,

neben Walhalla 1150

Ordenlliche

2eftungs-

und des

Stalimeisters
Stelen ſnden terrn Oskar Weinstein

mit seinem Vollblutwallach

„Dardanell“
1132

ſern Hippodrom
werden geſucht. Wintergarten

Gr. Ulrichſtraße 27. e

angesehen haben.

F.

d

e
b

J.

u ſtellt wird.

sprachkundigen eröffnen, ſobald nach Frie
dens ſchluß der Wettbewerb der Völker wieder
eingeſetzt haben wird. Damit wir im friebd
lichen Kampf um den Vorrang im Welthandel
noch beſſer wie disher gerüſtet ſind, ſollte
jeder Vorwärtsſtrebende mindeſtens eine
fremde Sprache beherrſchen. vierzu verhelfen

Langenscheicit
ſchen Serlagsbuchhandlung (Pref. S. Langenſcheidh) in BerlinSchöneberg, Bahnſtraße 29/30.

lernt fremde Sprachen
Eine gedieteriſche Jorderung, die am am deften die welkberühmtenUnterrichtsbriefe

Ende des Weltkrieges ag alle Deutſche ge nach der Methode Toufſaint Langenſcheidt.
Vach dieſer in vielen Jahrzehnten erptobten

d Glänzende Ausſichten werden ſich den und verbefſſerten Methode Kann jeder ohne

z Vorkenntniſſe leicht und bequem Framzöſiſch,Engliſch, Jtalieniſch, Ruſſiſch, Polniſch, Un
gariſch. Rumäniſch, Spauiſch, Portugicſiſch,

Schwediſch uſw. erlernen. Verlangen Sie
noch heute koſtenlos die Einführung r. 59
in den Unterricht der Sie intereſſieren den
3prache von der

r

S

G

See

D

z 2 e 2 2 2

Empfahleanswerte Schriften belehren-
den und unterhalteanden Gharakters:

f O i Zeitschriſt zur Verſechtung der Intfer-Die G eichheit essen der s5chalfenden u Einzel-
S

in freien Stunden
Eizöshlungen fur ſfede Arbetierſamgie. Wöchenllich eine Nummer zum
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7 o e 17 15 Pf.

Arbeiter-Gesundheifs-Biblioihek
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92 20 P

Dokumente zum Velfkrieg
Beaorbeilei von Eduord Bernstein.

dar belieblesfen Autoren
e
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Reichhaltige Roman Bibliofhek

Für die Schneiderel;
Rodanzaltung Frauerzseitung Fraktische Dameumodse
Hausschneidersei Sonntogssaitung Dautsahe Modengattung
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Generalkommando r
V. Armeekorps. g. d. Du, den 10. 3. 018

Abt. ſalle Nr. 1046418.
Betrifft: Regelung der Kontrolle des Re'ſeverkehrs aus dem und in das von den Polen veſetzte Sebiet

Zur überwachung des Reiſeverkehrs nach und von den von den Polen beſeyten Gebieten ſind

i A. K. militäri Über len von deSe e Prug den o im 33 wit den Vienen nrit Senwalpoſgeiſtent
in Steinau

Glogau 10. J. D.
Neuſalz
Rothenbu(nördl. Grütberg) 5. F. D.
Reppen

Die nächſten ſtbi ellen befinden ſich:e kgersyuner im re 2 Generalkommandos S K. in

n a e ereuz.3. Die ſberwachungsſtellen werden der Zentralpolizeiſtelle Oſten biſziplinari und ichunterſtellt. Die Leiter ſtellt Zentralpolizeiſtelle Oſten, daß benötigte Unterperſonal ſtellen h
emäß Anforderungen der 3 p. St. Es ſind nach Möglichkeit ältere, durchaus zuver eute zu wählen

ſenelge aktive Unteroffiziere).
3. Die im Überwachungsdienſt tätigen Wachmanuſchaften pp. erhalten die für die im Grenzſchutzbefindlichen Mannſchaften zuſtändigen Ge ahrnſſe und Verpflegung.

Das Nähere regelt die Zentralpolizeiſtelle im unmittelbaren Einvernehmen mit den Diviſionen.
4. Aufgaben der Kberwachungs ſtellen
a) h der Ausreiſe von Perſonen aus Deutſchland in das von den Anufftändiſchen

beſetzte Gebiet.b) et hinbergeg der Einreiſe von Polen oder polniſch- deutſchen Reiſenden in das Gebiet des

V. A. Kc) Verhinderung der Ausfuhr von Munition, Waffen, Ausrüſtung uſw.
ch) Kontrolle der an die Front gehenden und von der Front kommenden Miltärperſonen.
3. n der Ausreiſenden:a) Militärperſonen, die nicht in geſchloſſenen Transporten ankommen und für den Grenzſchuß

beſtimmt ſind, benötigen eines von einer militäriſchen Dienſtſtelle unterſchriebenen, mit Dienſtſtempel verſehenen Ausweiſes. Jn zweifelsfreien Fällen kann ein entſprechender Answeie auch

von der Überwachunggsſtelle nachträglich ausgeſtellt werden.
Entlaſſcne Militärperſonen deutſcher Nationalität. Soweit die Reiſeziele in dem Gebiet, das
im Oſten von der Front, im Weſten von der rückwärtigen Sperrlinie (ſ. Z. 1) begrenzt iſt,
liegen, iſt die E.nreiſe zu geſtatten. Liegt das Reiſeziel jenſeits der deutſchen Heimat inieſo iſt eine Weiterreiſe verboten. Jn dieſem Falle haben die Militärperſonen, ſoweit ſie ſich

nicht für den r zur Verfügung ſtellen, den Überwachungsſtellen nach eigenem Wunſch
einen Ort im Innern Deutſchlands anzugeben, in den ſie e wollen.

Sie ſind von den Überwachungsſtellen unter Ausſtellung eines Militärfahrfcheinel
entſprechend in Marſch zu ſetzen.

c) Entlaſſene Militärperſonen polniſcher Nationalität iſt das h der Linie Steinau
Glogau--Neuſalz--Rothenburg--Reppen verboten. Falls ſie unverdächtig find, ſteht einer Rückreiſe nach einem anderen Ort Deutſchlands nichts im e. Ausſtellung von Militaärfahrſcheinen
iſt geſtattet. SUnderdachtige Zivilperſonen deutſcher Nationalität ſind wie Militärperſonen unter 5 d) zu

behandeln, nur hat die Rückreiſe auf eigene Koſten zu erfolgen.
e) Unverdächtige Zivilperſonen polniſcher Nationalität vergl. 5 c). Rückreiſe jedoch auf eigene Koſten
f) Alle Perſonen, bei denen nach dem Ermeſſen der Leiter der Kberwachungsſtellen der Verdacht

vorliegt, daß ſie aus Spionage oder ſonſtigen unlauteren Gründen die Ausreiſe erſtreben,
ſind J und in geſchloſſenen Transporten dem Gefangenenlager Sagan (für Bexeich der
10. J. D.) oder Havelberg (für Berrich der 5. J. D.) zu überweiſen.

g) Ebenſo ſind den Gefangenenlagern zu überweiſen Leute, die an und für ſich uwverdächtig ſind,
die jedoch die Rückreiſe aus irgend einem Grunde verweigern.6. Die den Gefangenenlagern Überwieſenen ſind lediglich als in Schutzhaft befindlich anzuſehen;

dementſprechend unterzubringen und zu behandeln. Hinſichtlich der Verpflegung ſind die der deutſchen Zivil
bevölkerung gleichzuſtellen.

Beſchränkungen hinſichtlich der Unterbringung ſind nach Möglichkeit zu vermeiden.
Ausnahmen Kriegsgefangene, die nach den bisher für Kriegegefangene gültigen Beſtimmungen zu

behandeln ſind, und Leute, denen Spionage oder Landesverrat nachgewielen werden kann. Dieſe Letzteren
ſind der zuſtändigen Zivilbehörde zur Aburteilung zuzuführen.

7. Behandlung der einreiſenden Polen und Polniſch-Dentſchen: Eine Einreiſe hat nicht mehr ſtatt
zufinden, außer, wenn die beſondere Genehmigung des Generalkommandos oder der Divpiſionen einwandfre
nachgewieſen werden kann. Päſſe, die vom Oberſten polniſchen Volksrat ausgeſtellt ſind, haben keine Gültigkeiti
Die Einreiſenden ſind ſofern ſie nicht als verdächtig feſtgenommen werden müſſen.

8. Die Überwachungsſtellen haben den Gefangenenlagern die Zahl der einzuliefernden Schuzhäft-linge rechtzeitig telegraphiſch vorzumelden. Jn den G cegenets ern ſind alsbald Liſten mii
Namen, Heimatsort der Schutzhäftlinge, Grund und Ort der Feſtnahme.

9. Die Gefangenenlager reichen entſprechende Liſten der Zugänge dem Generalkommando V. J. K.
zu jedem w

10. Die an 10. J. D. und 8. J. D. unter Generalkommando I b Nr. 381/18 vom 9. 1. 18 er
gangene Verfügung betreffend Verhinderung der Einreiſe wird hierdurch nicht berührt.

ZentralSoldatenrat V. A. K. Von ſeiten des Generalkommandos.
gez. Chaim. Der Chef des Generalſtabesgez. v. Weſthoven,

Major,
Für die Richtigkeit
gez. Gotzmann,

An ſämtliche (ſtellv) Generalkommandos pp. W

Generalkommando
IV. Armeekorps.

Abt. 1b Nr. 583.

Magdeburg, den 18. 3. 1819.

Vorſtehende Abſchrift zur Kenninisnahme und Weiterbekann
Von ſeiten des Generalkommandos.der def des Srreeſiebe Der e W. A. a

v. dem Hagen,Hberſtleninsne, 8ötſch.Generalkommando ev.IV. Armeekorps.
Nachr.-Ref. Nr. 146/19.

Kameraden von der Nachrichtentruppe!
Offiziere, Unteroffiziere nnd Mannſchaften

Der Ruf „Freiwillige vorl“ iſt Euch nichts Neues. Hat doch von jeher vor wie im Kriege die Nach
richtentruppe zum ſehr großen Teil aus Freiwilligen beſtanden.

An die Jhr zum Schutze des Vaterlandes gegen Kriegsgefahr eintratet in die Reihen der
ernſprecher, Funker, Blinker, Brieftaubenwärter und Meldehnundeführer

wird deshalb auch jetzt der Ruf nicht umſonſt ergehen

gr wißt, „Tretet r a die h der dJhr wißt, wie notwendig Eure Tätigkeit war, im Kriege anderen re helfen. wißt,
wie Euch d höhere Fährung in Kampf und Gefahr, t Ruhe und Marſ J W
Vaterland wieder. Anf wo einzelnen kommt es an. Es gilt einzutreten für den der Oſitgrenzen und
für die e der ierung tm die in Fehdeuch ehemalige Angehörige anderer en, die im im Truppennachrichtend oder als FahrerVerwendung fanden oder ſich durch ihren Beruf (Elektrotechniker, echte uſw.) eignen, werden
aufgerufen, ſich der Nachrichtentruppe zur Verfügung zu ſtellen.

NMeldet Euch ſofort beim nächſten Garniſon oder Bezirkskommando. Jhr werdet dann unter größ
möglicher nen Wünſche den einzelnen Freiwilligen-Verbänden ugeteilt.

Bedingungen Mobile Löhnung, 5 M. Tageszulage, freie Unterbringu und AußsrüſtTreuprämie von monatlich 30--50 M. bei Verwendung Zu irhen des Re h t

Entlaſſungs derordnung unter die Kriegsgeſetze, Vertretung durch Vertrauensräte. wird,

mögli W 2229Magdeburg, den 20. 3. 1919.
Von ſeiten des Generalkommandos. Der ZentralSoldatenrat IV. J. K.

Der des GeneralStabes.x 3 S
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 47. Halle, Dienstag, den 25. Februar 1919, 3. Jahrgang.

BVenmte und ötudtverordnetenwahl.

Von Stadtverordnetenkandidat Werner Grauenborſt,
Magiſtratsbeamter.

Wenn man die politiſchen Verſammlungen vor den Wahlen
ar Nationalverſammlung beſuchte, ſo wurde den Beamten wohl
von Seiten faſt aller bürgerlichen Parteien das Erfurter Pro-
gramm als e an die Wand gemalt, um auf dieſe iſe
Stimmen einfangen zu können. Daß aber die Beamtenſchaft ihre
eigentliche Freiheit in erſter Linie der Sozialdemokratie zu ver
danken hat, vergaß man zu erwähnen. Die bürgerlichen Par-
teien ſpielten ſich in einer Weiſe auf, als ob nur ſie der Be
amtenſchaft Heil und Segen bringen könnten. Wiſſentlich ver
ſchwiegen ſie es, daß das Koalitionsrecht den Beamten bisher
dorenthalten war, daß den Kommunalbeamten das paſſive Wahl
recht erſt nach der Revolution zugeſtanden wurde und daß die

affung eines freiheitlichen Beamten- und Diſziplinarrechts
ſt jetzt möglich ſein dürfte.

Jn äbnlicher Weiſe will man anſcheinend auch vor den Stadt-
erordnetenwahlen mit der Beamtenſchaft liebäugeln, um ſie mög
lichſt reſtlos in das bürgerliche Lager hinüberzuziehen. Man ver-
gißt aber dabei, daß zu bei den Beamten, trotz der großen Ent-ſehrungen, noch keine edächtnisſchwäche eingetreten iſt. Wir
tädtiſchen Beamten erinnern uns z. B. noch ſehr gut der Vor-
zänge, die ſich bei früheren Gehaltsreformen abſpielten. Es
wurden hauptſächlich von den bürgerlichen, ſogenannten libe-
ralen Stadtverordneten Exempel gemacht, die geradezu lächerlich
wirkten. Wenn es da z. B. ſich herausſtellte, daß durch eine
geplante Gehaltsaufbeſſerung etwa 2 Proz. Gemeindeſteuerauf

lag erforderlich waren, ſo glaubten dieſe ſonderbaren Stadt
päter die Exiſtenz der geſamten Bürgerſchaft bedroht und ließen
Hunderte ron Beamten mit ihren jämmerlichen Gehältern lieber
darben, als daß ſie ihnen eine wirklich ausreichende Zulage zu
lommen ließen. Es wird ſich ſo mancher Beamte der Vorgänge
erinnern, die ſich dei der 1909 wiederum einſetzenden Gehalts-
reform abſpielten. Als damals in der Stadtverordnetenver-
ſammlung über eine Gehaltsvorlage beraten wurde, konnte man
wiederum von vielen bürgerlichen Stadtverordneten liberaler
Richtung ſtürmiſche Worte der Entrüſtung hören.

Wenngleich wir Kommunalbeamte uns gegenüber den Siaats-
und Reichsbeamten vekuniär bedeutend ungünſtiger ſtanden, ſo
wurde von 1909 bis 1913 ſtets nur eine tropfen weiſe Ge-
haltsaufbeſſerung vorgenommen, weil eben in erſter Linie den
bereits erwähnten Stadtverordneten meiſt libergler Richtung
das Verſtändnis für unſere bedrängte Lage fehlte. Ganz be
londers ſtiefmütterlich behandelte man aber den unteren Be
mten, dem ſowieſo jede Möglichleit des Aufrückens in beſſerbeſoldete Stellen genommen iſt. Dieſe Minderbeſoldeten er-

hielten bei dieſem Meiſterſtück der Gehaltsreform im Anfangs-
rehalt 3,7 bis 16,6 Proz. und im Endgehalt 10,52 Pros., während
en beſſer beſoldeten Beamten im Anfangs und Endgehalt 16,6eben Aufbeſſerung zugebilligt wurden. ine wunderbare Logik!

Aehnlich dürften auch die Verhältniſſe bei den unteren Reichs
und Staatsbeamten liegen.

Es liegt uns fern, nur aus Gründen rein materieller Art
Sozialdemokraten zu ſein, denn das perſönliche Jntereſſe mußzegenüber dem Jntereſſe der Allgemeinheit ganz entſchieden zu
tücktreten.

Zur Sozialdemokratie bekennt ſich aber ein großer Teil der
Seamtenſchaft, weil dem ſchaffenden Volke faſt ausſchließlich nur
von dieſer Richtung wirklich Erſprießliches winkt.

Beamte! Laßt Euch nicht irreführen und wählt die Liſte der
alten ſozialdemokratiſchen Partei, die mit dem
Namen Kleeis beginnt.

Lolules und Provinzelles.
(Fortſetzung aus dem Hauptblatte.)

Halle. 25. Februar 1919.,

Frauenverſammlung.

Die Schweſter Lydiaga Ruehland, Dürren-
zerg, ſpricht am Dienstag, den 25. Februar,
1bends7 Uhr, in den Trothaer Ballſälen (Jnh.
Germo), Trothaer Str. über das Thema: Die Auf
gaben der Frau in der Stadtverordnetenverfammlung. Da die Schweſter Ruehland als gute
Rednerin bekannt iſt, ſo darf bei der Wichtigkeit des Vor
trages keine Frau in dieſen Verſammlungen fehlen.

Eine öffentliche Frauenverſammlung hatte die
alte ſozialdemokratiſche Partei nach dem
Germaniaſaal einberufen, in der Gen. Schweſter R ü h-
land- Dürrenberg das Thema: „Die Aufga-
ben der Frau in der Stadtverordneten
Verſammlung“ eingehenden Betrachtungen unter
zog. Jn klaren, verſtändlichen Ausführungen unterzog
ſie die bisherigen Leiſtungen der Stadt- und Gemeinde
parlamente einer treffenden Kritik und wies in ſchlag-
fertiger Weiſe auf die Aufgaben der Fran in
Stadt- und Gemeindeverwaltungen hin.
Sie unterzog die Taten aller Parteien, die jetzt in den
Wahlkampf kreten, einer gerechten Kritik und wies nach,
daß für die weitaus größte Maſſe der Wählerſchaft nur

die Liſte der r en Parteiin Frage kommt. Sie forderte die Verſammelten auf,
für die Liſt e Kleeis zu ſtimmen, in der auch die Frau,
ſowohl die werkkätige wie zu die Haus
frau, ihre Würdigung und ertretungfinde. Jn der Ausſprache ſtellte eine Rednerin die Be
zauptung auf, daß ein ſtädtiſches Krankenhaus in Halle
überflüſſig ſei, da ja die Univerſ.-Kliniken das Fehleneines gen völlig ausglichen. Von den nächſten Red
nern wurde ſie aber eines anderen belehrt und es wurde
unter der lebhaften r der Verſammlung feſt
ſtellt daß die Behandlun r Kranken in den
liniſchen Anſtalten der Univerſität viel zu wünſchen

ibrig laſſe.Zum Schluß erklärte der Verſammlungsleiter

Hen. Pikard den Standpunkt der alten Partei
bezüglich der jetzt alle Gemüter beherrſchen-
den Fragen. Der Name Sozialdemokratie
bedeute gleichberechtigte Anteilnahme des
geſamten Volkes an der Regierung. Die A. und
S.-Räte ſeien für die Uebergangszeit erforderlich ge
weſen und hätten ſehr Gutes und Nützliches ge-
leiſtet. Mit dem Zuſammentritt der Nationalver-
ſammlung hätten ſie aber aufgehört, eine poli-
tiſche Rolle zu ſpielen. Jhr Wirken ſei nunmehr nur
och auf wirtlchaftlichem Sebiete berechtigt.

verlas ein ihm in die Hände

e e
Nachdem wir eine auf dem freien Volkswillen
geſtützte Regierung hätten, ſei es ein Unding, daß die
A.- u. S.-Räte ſich noch als Kontrolleure der Behörden
und als vollziehende Organe der öffentlichen Gewalt ge
bärden wollten. Die alte Partei hätte die weitaus
größten Wählermaſſen hinter ſich und man ſei
feſt entſchloſſen für Ruhe und Ordnung im
Staate zu ſorgen und das ſchwer darnieder ge-
drückte Volk nicht noch elender machen zu
laſſen. Genau ſo ſei die Partei aber auch feſt ent
ſchloſſen, bei einem Verſuche das alte Regiment
wieder aufzurichten, Schulter an Schulter mit
der unabhängigen Partei einem ſolchen Unter-
fangen mit allen Mitteln entgegen zu treten und die
Errungen ſchaften der Revolution zu
ſchütz en. Mit der Aufforderung, ſich der alten ſozial
demokratiſchen Partei anzuſchließen und auf deren hie-
ſiges Parteiorgan, die „Volksſtimme“ zu abon-
nieren, ſchloß er die Verſammmlung. 7

Die Bühnenangehörigen und die Verſtaptlichung des Theaters.
Jn ihrer letzten Sitzung im Nikolaus beſchloſſen die Bühnen-
angebörigen des Stadttheaters (Solo-, Chor- und Orcheſterperſo-
nal) nach Berichterſtattung vnd Kenntnisnahme des Reſultates
der Theatervorlage durch Ob rann Teuſcher, einſtimmig folgende
Reſolution: „Nachdem vie Bühnenangehörigen des Stadt-
theaters von den Breſchlüſſen des Magiſtrats und der Stadtv ord-
netenſitzung betr. der ganziährigen Spielzeit Kenntnis genommen
haben, erwarten ſie, daß die Vorarbeiten zur Uebernahme des
Stadttheaters in ſtädtiſche Regie ſchnellſtens erledigt werden, da-
mit die allſeitig anerkannte Hauptforderung der ganzjährigen
Spielzeit durch die Tat dr wird. Zur Wahrung ihrer
Jntereſſen wünſchen ſte, daß ihr Vertrauensmann Teuſcher zu den
Vorarbeiten herangezogen wird.“ Ortsgrupoen der Henoſſenſchoft
Deutſcher Bühnengngeh. Halle, des Wirtſch. Verbandes vortr.
Künſtler, des T. Chorſänger- u. Buallettverbardes. des Allg. D.
Muſiker-Verbandes.

Eine Verſammlung der in der Landwirtſchaftskammer und
mit dieſer im Zrfammenhsng ſtehenden Unternehmungen be-
ſchäftigten Perſonen fand auf Einladung des Verbandes der
Bureaugangeſtellten am Sonnabend in Wilsdorfs Konzerthaus
ſtatt. Zu Beginn gab es einige ſonſt ungewahnte Szenen: Aus
der Verſammlung wurde „Bureguwähl“ und Entfernung aller
Perſonen. die nicht in den genannten Betrieben beſchäftigt ſind,
verlangt. Auch ſollten verſchiedene „Erklärungen“ abgegeben
werden. Wie ſich ſpäter herausſtellte, lag den Vorgängen die
irrtümliche Annahme zugrunde, die Verſammlung ſei von dem,
wie es hieß unabhängigen Zentralverband der Handlungs-
gehilfen einberufen worden. Hierauf hielt Arbeiterſekretär
Kleeis einen Vortrag über berufliche und wirtſchaftliche An
gelegenheiten der Bureauangeſtellten. Jnsbeſondere legte er dar,
daß dieſe infolge ihrer Schüchternheit in ihrer Lebenshaltung
recht zurückgeblieben ſeien. Nachdem ihnen jetzt vollſte volitiſche
und gewerkſchaftliche Bewegungsfreiheit geſchafft worden ſei,
müßten ſie von dieſen Möglichkeiten auch Gebrauch machen. Die
Ausſprache nach dem Vortrag war ſehr lebhaft. Von den Ver-
tretern einiger Betriebszweige der Landwirtſchaftskammer wurden
„Erklärungen“ verleſen, wonach ſie ſich jede „Einmiſchung von
Fremden“ in ihre Angelegenheiten verbitten. Der Genoſſe Kleeis

ekommenes Rundſchreiben der
ZJentralankaufsſtelle für landwirtſchaftliche Maſchinen an ihre
Beamten, in dem dieſe erwartet, daß „unſere Beamten an der
jjozialdemokratiſchen Verſammlung ſich nicht beteiligen“. Von
anderer Seite wurden die niedrigen Gehölter beleuchtet, die
namentlich die Hilfsarbeiter und unteren Angeſtellten erhalten.
Mit kräftigen Worten wies Genoſſe Döltz auf die nicht erhebenden
Vorgänge hin, die von der Verſammlung zutage gefördert worden
ſind. Sie zeigten die ganze bisherige Unterwürfigkeit der Be
amten und Angeſtellten. Jn ſeinem Schlußwort forderte Kleeis
die immerhin gut beſuchte Verſammlung zum Beitritt in den Ver
band der Bureauangeßellten auf. Die Veranſtaltung war der
erſte, nicht ganz vergebliche Verſuch, auch die hier in Frage kom
menden Kreiſe für den Gedanken der frei gewerkſchaftlichen Organi
ſation zu gewinnen.

Verwertung freiwerdender Heeresgüter. Das Reichsver
wertungsamt, dem die Vewirtſchaftung der freiwerdenden Heeres
und Marinegüter ausſchließlich obliegt, hat in Halle eine
Zweigſtelle errichtet. Alle Anfragen aus dem hieſigen Bezirk be
züglich des Erwerbs von Heeresgütern ſind daher allein an nach
ſtehende Adreſſe zu richten: Reichsverwertungsamt, Zweigſteile
Halle a. S., Kurallee 11. Fernſpr. 4770.

Keine Behebung der Der Staatskommiſſar fürdas Wohnun gen Vor den Verwaltungsbehörden im Hinblick
auf die beſtehende Ziegelnot die Förderung des Verbrauchs von
Erſatzſtoffen nahegebegt. Es kann nach P der Verhältniſſe nicht
damit gerechnet werden, daß die Ziegelnot in abſehbarer Zeit wird
behoben werden können. Die Ausſichten hierfür ſind jest, nachdem
die Kohlennot und die Verkehrsſchwierigkeiten durch die Abgabe
der Eiſenbahnwagen u ſind. noch ſchlechter geworden. Jn
abſehbarer Zeit iſt überhaupt nicht mit einer auch nur einiger
maßen e Löſung der Ziegelfrage zu rechnen. DieHerſtellung von W aus Erſatzſtoffen ren mit Bei-
miſchungen, Lehm, Holz uſw.) iſt anerkanntermaßen unerwünſchtund unwirt lich. Woll man aber mit dem Bau von Woh-
nungen ſo lange warten, bis genügend Ziegel für ſie vorhanden
ſind, ſo hieße das in vielen Fällen den Bau von Wohnungen bis zu
einem ungewiſſen Zeitpunkt vertagen. Es ſoll deshalb die Ver-
wendung von n für Ziegel durch die neuen Bezirks
wohnungskommiſſare gefördert werden. Ganz beſonders gilt dies
für ländliche Bauten. Für dieſe kommen namentlich die verſchie-
denen Lehmbauweiſen als Erſatz in Frage.

Gefunden und verloren. Jn der Zeit vom 1. bis 15. Februar
1919 ſind nachſtehende Gegenſtände als gefunden hier abge
eben oder w worden 3 Geldtäſchchen m. 1 2 Hand-
aſchen m. Jnh., 1 Federtaſche, 1 Damenuhr gez. F. S., 1 gold.

Ring mit Steinen, 1 evang. Geſangbuch, 1 Herrenhut, 1 Lagerdedckel
von einer Maſchine, 1 geſtr. Handſchuh, 1 Kiſte m. Jnh., 1 Damen

nürſtiefel, 1 Paket m. Wäſcheſtücken, mehrere Schlüſſet. Jn der-
elben Jeit wurden als verloren gemeldet: 1 Brieftaſche mit
nhalt, 2 ſchwarze Geldtäſchchen m. In 1 gold. Broſche m. ſchw.
latte, 1 ſchw. Handtaſche m Jnh., 1 Ledergeldtäſchchen m. Jnh.,

1 Brieftaſche m. Jnh. 1 ſilb. Uhr m. Kette, 1 Saffiangeldtäſchchen
m. Jnh., 1 ſchw. Wachstuchtaſche m. Jnh., 1 blaue Broſche, 1 Paket
m. J Meter Seidenſtoff, 1 Hemdhoſe, 1 Kragen, 1 ſilb. Medaillon
m. Moſaikeinlage, 1 Brieftaſche m. Jnh., 2 Geldtäſchchen m. Jnh.,
1 ſchw. Schal m. weißen Streifen, 1 ſchwarzer Pudel, 1 Pelzkragen.
1 rechter Damenſchlittſchuh. 1 br Ledergeldtäſchchen m. Jnh., 1 ge-
knüpfte Handtaiche m. Geldtäſchchen m. Jnh., 1 Stahluhr m. Kette,
1 ſchw. Ledertaſche m. Jnh 1 ſilb. Damenuhr m. eingrav. Namen,
5 Geldbörſen in. Jnh., 1Krone am Anhänger zu tragen, 1 kl. br.
Geldtäſchchen m Jnh. 1 Brieftaſche m. Jnh., 1 goldener Ring.,
1 ecuh 1 ſchw. Geldtäſchchen m. Jnh., 1 goldene Damenuhr,

üſſel, 1 gold Armbanduhe mit gold. Jiſfterblatt, 1 grünes

Portemonnaie m. Jnh., 1 ſchw. Ledertaſche m. Jnh., 1 braune Hand
taſche m. Jnh., 1 gold. Klemmer im Futteral. Die unbekannten
Eigentümer der gefundenen Gegenſtände werden aufgefordert, ihre
Rechte innerhalb 6 Monaten im olizeiverwaltungebureau, Drey
hauptſtraße 4, Zimmer 100, geltend zu machen. Die nicht zurück
geforderten Gegenſtände werden an die Armenverwaltung oder an
den Finder abgegeben werden.

Oſteraufnahme an den hieſigen ſtädtiſchen höheren Lehran
ſtalten. Aufnahmen in die 3. Klaſſen der Vorſchule des Stadt
gymnaſiums ſowie in die 10. Klaſſen des ſtädt. Lyzeums erfolgen
nicht mehr. Sämtliche Kinder, die Oſtern 1919 ſchulpflichtig
werden (d. ſ. diejenigen, welche bis zum 30. Juni 1919 ſechs
Jahre alt werden), ſind in den Volksſchulen anzumelden, ſoweit
ſie nicht Privatſchulen beſuchen ſollen. Die Schüleraufnahme in
den Volksſchulen findet Mittwoch, den 26. 2. 19 ſtatt.

Frohe Stunden in ernſter Zeit ſind nötig, um die ernſte Zeit
überſtehen zu können. Deshalb ſollte niemand verſäumen, den
Frohen Abend der Mitglieder des Berliner Palaſt-Theaters
Adalbert Lieban und Käthe Mann am Dienstag *48 Uhr in
den Thaliaſälen zu beſuchen. Außer heiteren Vortragsſachen ſtehen
Duette aus Mikado, Schwarzwaldmädel und Polniſche Wirtſchaft
auf dem Programm. Zum Schluß kommt die einaktige Operette
ron Offenbach: Fritzchen und Lieschen zur Aufführung. Karten
find noch bei H. Hothan zu haben.

Stadttheater. Heute wird Verdis Oper „Aida“ mit Dr. Joſef
Ramſe als Radames wiederholt. Mittwoch Erſtaufführung von
Anzengrubers Bauernkomödie „Der G'wiſſenswurm“. Jn der für
Honnerstag angeſetzten Wiederholung von „Der fliegende Hollän
der“ wirken mit die Damen Touchpu, Eichenberg, und die Herren
Kerzmann. Ramſe, Roesler, Erneſti. Freitag „Nur ein Traum“
Sonnabend „Lohengrin“. Sonntag nachm. Fremdenvorſtellung
zu ermäßigten Preiſen „Die ſpaniſche Fliege“, Sonntag abend
7 Uhr zum erſten Male in neuer Einſtudierung „Der Barbier
von Sevilla“.

Landrat und Landwirte zur Butterverteilung an die
Selbſtverſorger.

Der Arbeiter- und Bauernrat des Saalkreiſes ſchreibt um
dazu folgendes Mit Recht herrſcht in den meiſten Gemeinden des
Saalkreiſes eine ſtarke Erbitterung über die an und für ſich ſchon
ſo large zur Verteilung kommende Buttermenge. Z. B. die Ver-
ſorgungsberechtigten der Gemeinde Schönnewitz bei Halle haben
in den letzten 6 Wochen faſt nur Margarine, die Landwirte (Selbſt-
verbraucher) dagegen immer die doppelte Menge gute Jnlands-
butter erhalten. Ein Apvell an dieſe Durchhalter, ſich ebenfalls
mit den den Verſorgungsberechtigten zuſtehenden Mengen zu be
gnägen, um ſo das jedem einzelnen zuſtehende Quantum etwas zu
erhöhen, würde auch trotz des Hinweiſes auf die gefüllten Räucher-
kammern, alſo auf die Genüſſe, die dem Proletarier jetzt ſchlecht-
weg unbekannte Begriffe ſind, ohne jeden Erfolg ſein.Zur C ratteriſtit diene weiter, daß große und größte Ritter

güter iw Saalkreis überhaupt kein bezw. Fe wie kein Milch-
vieh halten das Rittergut Lochau, 1150 Morgen groß, das von
der A.G. Zuckerfabrik Körbisdorf bewirtſchaftet wird, hält in
ſeinen Stallungen zur Zeit eine ganze ilchkuh. Dieſe
A.G. vertritt den Standpunkt, daß ſie in allererſter Linie für den

Profit der Herren Aftionäre, alſo derjenigen, die ohne weiteres
in der Lage ſind, Butter zu Wucherpreiſen im Schleichhandel zu
erwerben, zu ſorgen habe, im übrigen habe St keine Mittel Milch
tühe in größerer Zahl zur Milderung der Milch- und Fettnot für
die Bevölkerung kaufen zu können.

Ein weiteres Beiſpiel. Die Bruckdorfer Selbſtverſorger be
ſchwerten ſich durch Herrn RNilius, daß den Landwirten nicht zu
gemutet werden könne. ſie ſollten die teure Auslandsbutter kaufen,
er wäre vielmehr der Anſicht, dieſe teure Auslandsbutter ſei für
die übrige nichtſelbſtverſurgungsberechtigte Bevölkerung da. Er
müßte unter allen Umſtänden darauf beſtehen, daß den Selbſtver-
forgern die gute billigere Jnlandsbutter zugewieſen werden müßte

Der Landrat des Saalkreiſes iſt derſelben Anſicht wie Herr
Nilius, alſo ein e eine Seele, wenn es zit junkerliche
Standesintereſſen zu Ungunſten der breiten Bevö ngsſchichten
zu vertreten

Die außerordentliche Fettknappheit wird alſo dadurch ge
ſtörkt, daß man denen, die nicht in der Lage ſind, durch Eigen
produktion der Fett- und Milchknappheit zu ſteuern, Butter zu
weriſt, die manchmal nur dem Namen nach Butter iſt. Durch das
Beſtreben der kleineren und mittleren Landwirte die Milch und
Butter der Zwangsvwirtſchaft zu entziehen und dem ſogenannten
„freien“ Handel zuzuführen und andernteils durch die Tatſache
der außerordentlich niedrigen Zahl des Milchviehes auf der Mehr
zahl der großen Güter wird es bald dahin kommen, daß der Ar
beiter auch noch das Wenige entbehren muß, was ihm jetzt ſo
lich zugeteilt wird. Der von der Sozialdemokratie vorausgeſagte
wirtſchaftliche Bankerott iſt alſo die
ruchten Kriegspolitik. Um jedoch die
gen Ruin zu bewahren, fordern wir:

1. Einſtellung, reſp. Aufzucht den Milchviehh jedes Grund
beſitzers, entſprechend der Morgenzahl des von ihm bewirtſchafteten
Grund und Bodens.

2. Schärfſte Erfaſſung aller produzierten Milch zwecks gleich
mäßiger rationeller Verarbeitung und

3. Verteilung von Margarine ſowie Naturbutter gleichen
Teilen an alle, gleichviel ob verſorgungsberechtigt oder Selbſt
verſorger. Die außerordentliche Zeit erfordert unbedingt außer
ordentliche Maßnahmen.

Ergebniſſe der Gemeindewahlen.
Falkenberg. Bei der Stadtverordneten wahl wurden

für die Liſte der Mehrheitsſozialiſten 913 Stimmen
und die vereinigte bürgerliche Liſte 876 Stimmen abgegeben.
Jede der beiden Parteien erhält 9 Sitze im Stadtvarlament.

Jn Bitterfeld wurden 15 vereinigte Sozialdemokraten
gegen 15 riürre? gewählt.

Jn Wittenberg wurden 18 vereinigte Sozialdemokraten
gegen 23 Bürgerliche gewählt.

Jn Bernburg: 15 Mehrheitsſosialiſten, s Unabhängige
5 Demokraten, 1 Angeſtellter, Bürgerverbände 6.Jn Pieſteris: 1 WMehrheitsſogzialiſt. 13 Unabhängige,
1 Bürgerlicher.

Jn Schkeuditz wurden 16 8 Bürger

olge der vierjährigen ver
evölkerung vor dem völli-

liche gewählt. Wir hatten keine Liſte au t.
Jn Papitz wurden 3 Mehrbeitsſoziali und 9 Unab-

hängige gewählt.

Schildan. Ergebnis der Stadtverordneten
wahlen.

ſame Liſte 8 Sitze, von denen 4 auf die Rehrbeitsfozialiſten, 2 auf
die Unahhänaigen entfallen und zwei parteilos ſind. Von unſeren
Genoſſen ſind gewählt: Steinarbeiter Alwin Hempel, Ober
poſtſchaffner a. D. Karl Kanisz, Gutsbeſitzer Willibald Thier-
bach und Schneidermeiſter Karl Raſenberger., Nun zieht
auch in unſerm Städtchen eine ſozigliſtiſche Mehrheit im
Parlament und die verknöcherte Regktion iſt geſtürzt. Die acht
Gewählten werden zum Segen der Stadt ihre Pflicht erfüllen.
Anſere Ortsgrunne bat ſich cuf W Fenoſſinnen und Genoſſen er
höht. wettere Auinaß men werden jalgen. 2224 ans Wer!

t Kufna biezur wenen Agitation Bei



Karl Minckner, Bäckermeiſter; Karl Kanttz,ntgegengenommen.
Pinew, Uhrmacher, Emil Vinz,Iberpoſtſchaffner a. D., Mar

Schuhmachermeiſter.
GroßMöählau Kreis Bitterfeld). Neuer Ortsverein.

Am Sonntag, den 16. Februar. tagte hier eine ſehr gut beſuchte
Voltsperſammlung, in der Gensſſe Ernſt Maaß, Gräfen-
hainichen, referierte Sein Vortrag wurde mit großem Beifall
iufgenommen. Jm Anſchluß an die Verſammlung wurde ein
euer Ortsverein gegründet und als Vorſitzender Gen. Paufler
gewählt. Es wurden auch eine ger f. re Anzahl Abonnentenfür die Volksſtimme gewontten, ſo daß die beſten Ausſichten
für unſere Partei in unſerem kleinen Ort vorhanden ſind.

Kleinleipviſch. Recht traurige Verhältniſſe ſcheinen
in den hieſigen Barackenlagern zu beſtehen. Am 20. Febr. wurde
hier ein zugezogener Matroſe beerdigt, deſſen Leiche ſchon ſieben
Tage in den racken gelegen hatte. Erſt hatte ſich um den
Schwerkranken niemand gekümmert, bis es zu ſpät war. Der
Barackenverwalter, den die Schuld mittrifft, hat ſich verduftet.
Der Verſtorbene ſoll auch 30 Mk. Geld gehabt haben, das
iſt auch verſchwunden. Die rksverwaltung ſteht auch nicht
auf der Höhe der Zeit, denn es konnte nicht einmal feſtgeſtellt
werden, wo der Tote beheimatet war. Nur ſoviel, daß er aus
dem heſetzten Gediet ſtammt. Es arbeiten hier ein ganz Teil
zugezogener Arbeiter, denen man nach etlichen Wochen noch nicht
einmal die Papiere abgenommen hat. Das ſind beſchämende
Tatſachen für die Beamten. Hoffentlich ſchafft hier der Arbeiterx-
cat auch bald Remedur.

Artern. Zum Wahlkampf. Ein Stück praktiſcher Wahl
arbeit brachte die Freitag abend im Goethehausſaale einberufene
Volksperſammlung. Einberufen war ſie von beiden ſozialiſtiſchen
Parteien, die im Wahlkampf geſchloſſen auftreten; gezeigt hat ſie
in anerkennenswerter Weiſe, daß es auch ohne den verderben-
dringenden Bruderkampf recht gut geht. Als Referent war Ge-
noſſe König-Halle (Unabh.) gewonnen worden. und ſeine Aus-
führungen ſicherten ihm von Anfang bis zu Ende eine dankhar-
nqufmerkſame Zuhörerſchaft. Wohlverdienter Beifall lohnte den
Redner. Da die Reaktion ſich nicht zum Worte meldete, auf der
eigenen Seite aber bei der Fülle des Gebotenen eine Erweiterung
und Vertiefung als überflüſſig erkannt wurde, konnte Genoſſe
Soffmann als Leiter der Verſammlung das Schlußwort ergreifen,
in dem er beſonders die Notwendigkeit eines geeinten Vorgehens
bei den Kommunalwahlen unterſtrich. Auch Henoſſe Preuß von
der Mehrheitspartei hatte in kurzen Worten unſerer Wählerſchaft
Einigkeit und nimmermüde Ausübung der Wahlpflicht ans Herz
gelegt: Wir haben nur einen Feind, die uffen und verſteckt
arbeitende Reaktion! Sie iſt am Werke, wie vie Schandtaten
der Münchener Mordbuben beweiſen. Des Gemordeten Andenken
ehrte die Verſammlung durch Erheben von den Vlätzen. Möge
die gehaltvolle Fülle von Anregungen, die der genußreiche Abend
brachte, auf fruchtbaren Voden gefallen ſein zu künftigem Wohle
unſerer Gemeinde. Möge ſich auch jeder uns noch Fernſtehende
daraus ein Sträußchen gepflückt haben zu Weihe und Genuß in
nachdenkſamen Stunden.

Elſterwerda An die der Volksſtimme.Mitte d. Mts. wird die „Volksſtimme“ in Elſterwerda und Biehlaausgetragen. Daneben find noch eine Reihe Poſtabonnenten der
Seit

„Volksſtimme“ in Elſterwerda und den angrenzenden Ortſchaften
vorhanden. Mit dem 1. März ſoll der Austrägerdienſt der „Volks,
ſtimme“ außer Elſterwerda und Biehla auch Kotzſchka und Kraut-
ſchütz umfaſſen. Damit wir unſern geſamten Abonnenten in den
genannten Orten die Zeitung im März durch unſere Austräger
zuſtellen können, bitten wir alle auch die bisherigen Poſt
abonnenten um rechtzeitige Beſtellung der Zeitung bei den
Austrägern ſelbſt oder im Geſchäft des Genoſſen Bräming, Elſter
werda, Hauptſtraße 40.

Stadtver-Halberſtadt. Sozial demokratiſche
ordnetenmehrheit. Bei der Stadtverordnetenwabl am
Sonntag haben 68 v. H. gewählt. Auf die Liſte der Mehrheits-
ſozialiſten entfielen 9719 Stimmen (20 Sitze), der Unabhängigen
2906 Stimmen (6 Sitze) und der vereinigten bürgerlichen Par
teien 8148 Stimmen (16 Sitze).

Vriefkuſten der Redaktion.

Konſequenter Abonnent. Sie wollen wiſſen, ob die Unab
hängigen auch die ter der „regierungsſozialiſtiſchen“ Reine-ocheſran des Arbeiterſekretariats fſordern? Wenn die Unab-

hängigen „konſequent“ ſein wollen, wie ſie immer behaupten, müß-
ten ſie das ſchon, denn alle die gegenüber dem Gen. Kleeis vorge
brachten Argumente treffen auch auf die Reinemachefrau zu. Viel
leicht richten Sie Jhre Anfrage einmal an das Volksblatt. JhrWiſſensdtang eröffnet überhaupt viele Perſpektiven. Jn der
einen Sitzung kann der Verband der Hausangeſtellten die „Ent
fernung“ der Reinemachefrau fordern (denn die Kugel
können doch nicht für „regierungeſozialiſtiſche“ Angeſtellte Gehälter
zahlen), in der anderen Sitzung muß der Verband Gemaß-
regelten- Unterſtützung bewilligen und für Wiedereinſtellung der
Gemaßregelwen ſorgen. Warum überhaupt mit den Entlaſſungen
ſich e „Grundſätzlich“ müßte gefordert werden, daß die
im Sekretariat verwendeten Kehrbeſen nur von unabhängigen
Beſenbindern gemacht werden, die Tinte nur von unabhängigen
Tintenkulis hergeſtellt wird uſw. Vielleicht fallen dieſe An
regungen auf fruchtbaren Boden.

2000 O. E., Halle. Anſpruch auf Entſchädigung haben Sie
leider keine. Sie können aber vorteilhaften Kredit, der in ſolchen
Fällen bereitgeſtellt werden ſoll, in Anſpruch nehmen.

H. F., Hohenmölſen. Reichlich verſpätet geht uns Jhre Karte
zu. Wir können jedoch aus Jhrer Anfrage nicht klar erſehen, ob

Sie die re eitung“, die gewerkſchaft-liche Fachzeitung der Holzarbeiter, die in Berlin er-
W haben wollen oder irgend eine andere Fachzeitung für

iſchler.
O. W. H. Wir haben mit Jntereſſe von Jhrer Zuſchrift Kennt-

nis genommen. Es ſind traurige Verhältniſſe, die Sie ſchildern.
Die beſte Abhilfe iſt reſtloſe Aufklärung über die Zuſtände in der
Oeffentlichkeit und vor allem in Verbindungſetzen mit der zu
ſiändigen gewerkſchaftl. Organiſation, dem Landarbeiter-
verband, damit dieſer einmal hineinlenchtet und die Abſtellung
der Mißſtände durchſetzen kann.

Lebensmittel-Kalender.
es Gramm Butter! In der Woche vom 24. Febr. bis 2. Mär,

1919 werden auf den Abſchnitt 9 der Fettkarte für jede Per'on
des Haushalts 45 Gr. Butter zum Preiſe von 39 Pf. abgegeben.
Der Verkauf erfolgt vom Donnerstag, den 27. Febr., bis Sonn.
abend, den 1. März 1919. Die abgetrennten Abſchnitte ſind ge,
bündelt dem Stadternährungsamt am Montag, den 3. März, ab.
zuliefern.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Mittwoch auf den Ab,
chnitt 9 für die eingetragenen Kunden bei dem Molkereibeſitzer
ohn, Gr. Goſenſtr. 17, und Kl. Ulrichſtr. 26, MilchhändlerinPötſchke, Brandenburger Str. 10, und in der Verkaufsſtelle der

Niemberger Molkerei, Martinſtr. 11, an letzterer Stelle nur vor,
mittags von 8--12 Uhr. r jeden Abſchnitt wird 8 Pfund ab.
gegeben. Die Abſchnitte ſind bis 1. März 19109 abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Käſe und Packpulver in der Talamt:
r am Mittwoch. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber

r Nummern der Lebensmittelſcheine 4001--5500 vormittags von
8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 5501-6000 nachm. von
2--6 Uhr. Für jede Perſon eines Haushaltes werden 55 Gramm
Käſe zum Preiſe von 20 Pfennigen und ein Paket Backpulver
zum Preiſe von 10 Pfennigen abgegeben. Der Lebensmittelſchein
iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iß bereit zu halten.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. Sept. 4. Nov.
1915 wird der Verkauf von Marmelade wie folgt geregelt: Der
Verkauf beginnt am Mittwoch. Für jede Perſon eines Haus.
haltes wird ein halbes Pfund abgegeben. Der Verkaufspreis be-
u 1 Mark für das Pfund.
en

ſie für den Bezug von Kolonialwaren in die Kundenliſten ein
e ſind. Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marke 27
es Warenbezugsſcheines 19 zu erfolgen. Die Verkäufer ſind ver

pflichtet, die Marken zu Hunderten gebündelt im Stadternährungs,
amt, Marktplatz 22. 1. Obergeſchoß (Saal links), binnen 8 Tagen
unter Angabe ihres Reſtbeſtandes einzureichen. Zuwiderhand-
lungen unterliegen der Beſtrafung nach F 17 der Verordnune
vom 25. Sept. /4. Nov. 1915.

Diejenigen Jnhaber von Kleinbandelsgeſchäften, welch
Kundenliſten eingereicht haben, werden aufgefordert, am Mitt.
woch, den 26., und Donnerstag, den 27. Februar 1919, bei den voy
ihnen gewählten Großfirmen die in dieſer Woche zum Verkau
e Suppen abzuholen. Bekanntmachung über Rege.
lung des Verkaufs erfolgt ſpäter

Abänderung der Anordnung über die Verkaufsregelung be
darfsſcheinpflchticer Schuhwaren für die Stodt Halle. Die Be
ſtimmung des S 12 der Anordnung über die Verkaufsregelunt
bedarfsſcheinpflichtiger Schuhwaren wird mit Wirkſamkeit von
1 März dahin abgeändert, daß die Schuhwarenhändler den jedes
maligen Eingang der Vorwoche an bedarfsſcheinpflichtigen
Schuhwerk und den Beſtand des nicht abgeholten Schuhwerks au
dem vom Magiſtrat ausgegebenen Vordruck, nicht allwöchentlich
ſondern an jedem ſechſten Montag, erſtmalig am 3. März. anzu
geben haben.

Alte Sozialdemokratiſche Partei Generalkommando
VI. Frmeekorps

Ia op., la org. Rr. 334 1. 19.

Abſchrift.

1. Auf höheren Befehl iſt ein Verkehr von HZivil- und Militär-Ebert Scheidemann perionen nach dem von Polen beſetzten Teil der Provinz

Ammendorf.
Wählerinnen von Ammendorf!

Mittwoch, den 26. Februar d. J., abends 7 Uhr,
im Gaſthof zum „Goldnen Adler“, Jnh. Landmann

Heffentliche Frauen Verſammlung
Tagesordnung 1. Die

2. Freie Ausſprache.
Die

zahlreiches ſcheinen wird gebeten.
ſten werden 20 Pfg. Eintrift erhoben.

I

I S h
J m e

u WeDNEvdl
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Aufgaben der Fran in der Gemeindevertretung.
Rednerin: Schweſter Lydia Ruehiand, Dürrenberg.

277 von Ammendorf ſind zu dieſer Verſammlung frdl. eingeladen. Am
Der Saal iſt gut gehenzt:

2325

Ammendorf.

Breslau

gez.

bekanntgab e.

Von ſeiten des

Zur Deckung der Un
Der Einberufer.

dallsde herztehat

ig mitgeteilten Massregeln treten vom

26. Februar ab in Kraft.

r Kerzteverein bittet seine Mitglieder, sich dem
Vorgehen anzuschliessen,

Von ſeiten
des ZentralSoldatenrats.

Eggers.

Generalkommando IV.
Abt. 1b Rr. 588. Zu lIb Nr. 379 vom 1. 2. 19.

Vorſtehende Abſchrift zur Kenntnisnahme und Weiter

Der Chef des Generalſtabes.
v. dem Hagen,
Oberſtleutnant. s ſei.

Poſen nicht mehr zuſtändig.
2. Entlaſſungen nach dem beſetzten Teil der Provinz Poſen

dürfen nicht mehr erfolgen.
3. Entlaſſene Soldaten fremder Korps, deren Fahrſcheine nach

dem beietzten Teil der Provinz Poſen gerichtet ſind, ſind an
zuhalten. Jm Falle, daß dieſe Leute kein Unterkommen in
der Provinz Schleſien n chweiſen können, ſind ſie im Lager
Neuhammer unterzubringen.

den 22. Januar 1919.
Von ſeiten des Generalkommandos.

Für den Chef des Generalſtabes.
gez. Heſterberg,

Major
Frmeekorps.

Magdeburg, den 19. 2. 1919.
Generalkommandos. Der Zentr al-Soldatenrat

IV. A. K
J. A.

v

l

ie Käufer ſind verpflichtet, bei
enigen Verkäufern die Marmelade einzukaufen, bei welchen

infol
preiſ
Juf
Der

abne
tützu

)ei d
Jebül
richte
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